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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Rechtsgrundlagen fiir
die Fortentwicklung des Europaischen Emissionshandels

A. Problem und Ziel

Das europaische Emissionshandelssystem ist ein zentrales Instrument der europaischen
und nationalen Klimaschutzpolitik. Mit dem Gesetzentwurf sollen die nationalen Rechts-
grundlagen fir die Ausgestaltung dieses Emissionshandelssystems fur die Handelsperio-
de 2021 bis 2030 geschaffen werden.

Im November 2017 haben sich das Europaische Parlament und der Rat auf eine gemein-
same Reform des EU-Emissionshandelssystems geeinigt. Die Richtlinie (EU) 2018/410
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 14. Marz 2018 zur Anderung der Richt-
linie 2003/87/EG zwecks Unterstutzung kosteneffizienter Emissionsreduktionen und zur
Foérderung von Investitionen mit geringem CO,-Aussto} und des Beschlusses (EU)
2015/1814 (ABI. L 76 vom 19. Marz 2018, S. 3) legt die Rahmenbedingungen fir die Fort-
fuhrung des EU-Emissionshandels in der Handelsperiode 2021 bis 2030 fest. Diese Richt-
linie ist am 8. April 2018 in Kraft getreten.

Fir den EU-Emissionshandel im Luftverkehr wurde die EU-Emissionshandelsrichtlinie
aullerdem geandert durch die Verordnung (EU) 2017/2392 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 13. Dezember 2017 zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG zur Auf-
rechterhaltung der derzeitigen Einschrankung ihrer Anwendung auf Luftverkehrstatigkei-
ten und zur Vorbereitung der Umsetzung eines globalen marktbasierten Mechanismus ab
2021 (ABI. L 350 vom 29. Dezember 2017, S. 7). Diese Verordnung erhalt die derzeitige
Einschrankung der Richtlinie auf Luftverkehrstatigkeiten innerhalb des Europaischen Wirt-
schaftsraums (EWR) aufrecht und dient der Umsetzung eines globalen marktbasierten
Mechanismus der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAQ) ab 2021. Diese Richt-
liniendnderung ist am 29. Dezember 2017 in Kraft getreten.
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Die vorliegende Novelle des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes (TEHG) dient vor
allem der Umsetzung der geanderten EU-Emissionshandelsrichtlinie in nationales Recht.

Um das Verfahren der kostenlosen Zuteilung von Berechtigungen im Jahr 2019 durchfih-
ren zu kénnen, sollte die nationale Umsetzung der Richtlinie bereits im Jahr 2018 abge-
schlossen sein. Dies gilt auch fur die ab Januar 2019 beginnende Emissionsberichterstat-
tung Uber alle internationalen Flige der Luftfahrtunternehmen nach dem globalen markt-
basierten Mechanismus.

B. Losung

Bei der Anderung der EU-Emissionshandelsrichtlinie wurde das EU-Emissionshandels-
system fir die Handelsperiode 2021 bis 2030 fortentwickelt; die wesentlichen Struktu-
relemente dieses Systems wurden jedoch beibehalten.

Dementsprechend wird das TEHG mit dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in seiner
Grundstruktur fortgefihrt und nur punktuell an den Stellen gedndert, an denen Ande-
rungsbedarf besteht. Dieser Anderungsbedarf ergibt sich im Wesentlichen aus der An-
passung des TEHG an die Vorgaben der geanderten EU-Emissionshandelsrichtlinie. Eini-
ge Anderungen beruhen auch auf Vollzugserfahrungen aus der laufenden Handelsperio-
de, an manchen Stellen ergab sich zudem Klarstellungsbedarf aufgrund von Gerichtsurtei-
len der nationalen und européischen Gerichte.

Daneben sind einzelne der bisher bestehenden Regelungen fiir die Handelsperiode 2021
bis 2030 nicht mehr erforderlich und kénnen daher aufgehoben werden. Dies betrifft zum
einen diejenigen Regelungsbereiche, die ab 2021 durch unmittelbar geltende EU-
Verordnungen geregelt werden (z. B. EU-Zuteilungsregeln), und zum anderen die ab
2021 nicht mehr bestehende Mdglichkeit, dass Betreiber einen Teil ihrer Abgabeverpflich-
tung auch durch Emissionsgutschriften aus internationalen Klimaschutzprojekten erfullen
kdénnen.

In Bezug auf den Luftverkehr wird das Gesetz an die Richtlinie angepasst und die Zu-
standigkeit der Deutschen Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt (DEHSt) gere-
gelt.

Im Ubrigen bleiben Inhalt und Struktur des Gesetzes unverandert.

C. Alternativen

Alternativen zu diesem Gesetzentwurf bestehen nicht, da zwingende gemeinschaftsrecht-
liche Vorgaben umgesetzt werden missen.
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Fir den Bund werden in erster Linie Kosten fir den Vollzug des Gesetzes durch die
DEHSt entstehen. In der Handelsperiode 2021 bis 2030 werden keine neuen Industrie-
branchen in den EU-Emissionshandel zusatzlich mit einbezogen. Daher bleiben die Voll-
zugsaufgaben fir die am Emissionshandel teilnehmenden Anlagen im Wesentlichen un-
verandert.

Die im TEHG geregelten Vollzugsaufgaben betreffen jedoch auch andere Berichterstat-
tungssysteme fiir Treibhausgase. So werden internationale Fliige ab dem Jahr 2019 Uber
den globalen marktbasierten Mechanismus der ICAO erfasst. Durch diese zusatzlichen
Vollzugsaufgaben wird sich der Verwaltungsaufwand erhéhen. Die Kosten werden durch
die Veraullerung von Emissionszertifikaten in voller Hohe refinanziert. Die etwaigen
Mehrbedarfe werden in den betroffenen Einzelplanen im Rahmen der geltenden Finanz-
planung gedeckt.

Weiterhin entstehen dem Bund dadurch Kosten, dass er die Emissionen von Anlagen und
Luftfahrzeugen, die vom Bund betrieben werden und die unter das TEHG fallen, tGberwa-
chen, darlber berichten und eine entsprechende Anzahl von Emissionszertifikaten abge-
ben muss.

Fur die Erteilung von Emissionsgenehmigungen fallen auch Kosten bei den Landern an.
Die zusatzlichen Kosten sind jedoch gering, da die Erteilung der Emissionsgenehmigung
in das Verfahren zur Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung integriert
ist.

E. Erfiillungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fiir Birgerinnen und Biirger

Far die Burgerinnen und Burger entsteht kein Erfullungsaufwand.
E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Durch die Anderungen des Gesetzes wird fiir die kommende Handelsperiode 2021-2030
im Vergleich zur laufenden Handelsperiode 2013 bis 2020 eine jahrliche Entlastung von
ca. 8,75 Mio. Euro geschatzt. Dieser Rickgang der Erflllungskosten entfallt vollstandig
auf Informationspflichten mit Burokratiekosten.

Der Erfullungsaufwand ist durch EU-rechtliche Vorgaben determiniert und somit fur die
»,0ne in, one out‘-Regelung unter dem Gesichtspunkt des Blrokratieabbaus nicht zu be-
riicksichtigen. Im Ubrigen wird an dieser Stelle auf die detaillierte Darstellung des Erfiil-
lungsaufwands fir die Wirtschaft im allgemeinen Teil der Begriindung verwiesen.
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E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Der Erfullungsaufwand fir die Verwaltung wird sich im Wesentlichen durch die verander-
ten Vorgaben fir den Vollzug des TEHG durch die Deutsche Emissionshandelsstelle
(DEHSt) beim Umweltbundesamt verandern. Im Wesentlichen wird sich der Erflllungs-
aufwand der Verwaltung insgesamt nicht relevant verandern.

F. Weitere Kosten

Far Unternehmen, die bereits am EU-Emissionshandelssystem teilnehmen, ergeben sich
zusatzliche Kosten daraus, dass aufgrund der EU-rechtlich festgelegten Verringerung der
europaweiten Gesamtmenge eine Steigerung des Preises von Emissionszertifikaten zu
erwarten ist. In welchem Umfang dies bei den am Emissionshandel teilinehmenden Unter-
nehmen zu einer ergebniswirksamen Kostenbelastung fihrt, ist im Wesentlichen von zwei
Faktoren abhangig. Zum einen vom Umfang der kostenlosen Zuteilung von Emissionszer-
tifikaten, da die Unternehmen zur Abdeckung ihrer Emissionen insoweit keine Zertifikate
zukaufen mussen. Und zum anderen von der Moglichkeit der Unternehmen, die zusatzli-
chen CO.-Kosten Uber eine Erhdhung der Produktpreise an die Kunden weitergeben zu
kdénnen.

Hierzu hat die EU-Kommission am 15. Juli 2015 mit dem Vorschlag zur Anderung der
ETS-Richtlinie ein Impact Assessment vorgelegt, das fur die grofdten Industrie-Branchen
im EU-Emissionshandel eine Abschatzung zu den insgesamt nicht abwalzbaren Kosten
aufgrund direkter Emissionen enthalt (vgl. EU-Kommission, Impact Assessment zum Vor-
schlag zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG, SWD(2015) 135 final, S. 170-185). Ins-
gesamt zeigt die Analyse der EU-Kommission, dass flur die in den EU-Emissionshandel
einbezogenen Industrie-Branchen lberwiegend — unter Berlcksichtigung des Abde-
ckungsgrades durch die kostenlose Zuteilung und der durchschnittlichen Mindest-
Einpreisungsrate — kein hohes Risiko nicht-abwalzbarer Zusatzkosten besteht (s. dazu im
Einzelnen unten Gesetzesbegriindung Teil A Nr. VII.6).

Gegenuber der laufenden Handelsperiode werden sich messbare Veranderungen des
Preisniveaus sowie insbesondere des Verbraucherpreisniveaus flr die Zeit ab 2021 durch
das Gesetz nur in dem Umfang ergeben, wie sich einerseits der durchschnittliche Zertifi-
katepreis zukunftig gegenuber dem Niveau des Preises in der laufenden Handelsperiode
verandert und in welchem Maf sich andererseits die internationalen Wettbewerbsbedin-
gungen und damit die Einpreisungsmaoglichkeiten der betroffenen Sektoren gegeniber der
laufenden Handelsperiode verandern.
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Rechtsgrundlagen fiir
die Fortentwicklung des Europdischen Emissionshandels

Bundesrepublik Deutschland Berlin, 10. August 2018
Die Bundeskanzlerin

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Regierenden Birgermeister
Michael Miller

Sehr geehrter Herr Prasident,
hiermit tbersende ich gemaR Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der
Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Rechtsgrundlagen fur die Fort-
entwicklung des Europaischen Emissionshandels

mit Begriindung und Vorblatt.

Federfiihrend ist das Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemaR § 6 Absatz 1 NKRG
ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen Griufen
Der Stellvertreter der Bundeskanzlerin

Olaf Scholz

Fristablauf: 21.09.18
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Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Rechtsgrundlagen fir die
Fortentwicklung des Europidischen Emissionshandels’

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes

Das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz vom 21. Juli 2011 (BGBI. | S. 1475), das zuletzt
durch Artikel 11 Absatz 12 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBI. | S. 2745) geandert wor-
den ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angaben zu § 10 bis § 19 werden wie folgt gefasst:

,8 10  (weggefallen)
§ 11 Zuteilung von kostenlosen Berechtigungen an Luftfahrzeugbetreiber
§ 12  (weggefallen)
§ 13 (weggefallen)
§ 14  Ausgabe von Berechtigungen
§ 15  Durchsetzung von Rickgabeverpflichtungen
§ 16 Anerkennung von Emissionsberechtigungen
§ 17  Emissionshandelsregister

Abschnitt 4

Globaler marktbasierter Mechanismus fir den internationalen Luftverkehr

§ 18  Uberwachung, Berichterstattung und Priifung

Abschnitt 5

Gemeinsame Vorschriften

§ 19  Zustandigkeiten®

! Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Verordnung (EU) Nr. 2017/2392 des Europaischen Parla-
mentes und des Rates vom 13. Dezember 2017 zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG zur Aufrecht-
erhaltung der derzeitigen Einschrankung ihrer Anwendung auf Luftverkehrstatigkeiten und zur Vorbe-
reitung der Umsetzung eines globalen marktbasierten Mechanismus ab 2021 (ABI. Nr. L 350 vom
29.12.2017, S. 7) sowie der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/410 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 14. Méarz 2018 zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG zwecks Unterstiitzung
kosteneffizienter Emissionsreduktionen und zur Férderung von Investitionen mit geringem CO2-Aus-
stold und des Beschlusses (EU) 2015/1814 (ABI. L 76, S. 3 vom 19. Marz 2018).
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Die Angabe zu § 27 wird wie folgt gefasst: ,§ 27  Kleinemittenten, Verord-
nungsermachtigung®

Die Angabe ,Abschnitt 5 wird durch die Angabe ,Abschnitt 6 und die An-
gabe ,Abschnitt 6 wird durch die Angabe ,Abschnitt 7“ ersetzt.

Die Angabe zu § 33 wird wie folgt gefasst:
,§ 33 Ubergangsregelung zur Gebiihrenerhebung*

Die Angabe zu § 36 wird aufgehoben.
In der Angabe zu Anhang 2 werden die Wérter ,und § 13“ gestrichen.
Die Angabe zu Anhang 5 wird aufgehoben.

Dem § 1 wird folgender Satz angefigt:

.Das Gesetz dient auch der Umsetzung der europaischen und internationalen Vor-

gaben zur Einbeziehung des Luftverkehrs in MaRnahmen zur Erfassung, Reduktion

und Kompensation von Treibhausgasen und zur Umsetzung der europaischen Vor-
gaben zur Erfassung von Treibhausgasen im Seeverkehr.*

2.
3.
a)
b)
4.
a)
b)
c)

§ 2 wird wie folgt geandert:

In Absatz 5 Nummer 3 werden nach der Angabe ,Nummer 8.1“ die Wérter
,oder Nummer 8.2 gestrichen.

Folgender Absatz 9 wird angefugt:

»(9)  Fur Luftfahrzeugbetreiber nach Absatz 6 Satz 3 Nummer 1 gelten im
Hinblick auf ihre Verpflichtungen nach dem globalen marktbasierten Mecha-
nismus der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation gemaf einer nach Arti-
kel 28c der Richtlinie 2003/87/EG erlassenen Verordnung zur Uberwachung,
Berichterstattung oder Prufung von Treibhausgasemissionen nach dem glo-
balen marktbasierten Mechanismus Abschnitt 4 sowie § 32 Absatz 3 Num-
mer 6 dieses Gesetzes.*

§ 3 wird wie folgt geandert:

Nummer 6 wird aufgehoben.

In Nummer 8 werden die Worter ,ausschlieBlich Luftfahrzeugbetreibern die
Befugnis zur Emission von einer Tonne Kohlendioxidaquivalent in einem be-
stimmten Zeitraum verleiht* durch die Woérter ,fir Emissionen des Luftver-
kehrs vergeben wird“ ersetzt.

Nummer 10 wird wie folgt gefasst:
,10.  Monitoring-Verordnung
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die Verordnung (EU) Nr. 601/2012 der Kommission vom 21. Juni 2012 Uber
die Uberwachung von und die Berichterstattung liber Treibhausgasemissio-
nen gemal der Richtlinie 2003/87/EG des Europaischen Parlaments und

des Rates (ABI. L 181 vom 12.07.2012, S. 30) in der jeweils geltenden Fas-

sung;®
d) Nummer 12 wird aufgehoben.
e) Nummer 18 wird aufgehoben.

In § 4 Absatz 6 werden die Wérter ,den Absatzen 1 und 5* durch die Wérter ,den
Absatzen 1, 4 Satz 2 und Absatz 5" ersetzt.

§ 6 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 Satz 1 wird aufgehoben.
b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 wird wie folgt geandert:

aaa) Im Satzteil vor Nummer 1 werden nach dem Wort ,anzupas-
sen® die Wérter ,und bei der zustandigen Behdorde einzu-
reichen® eingefugt.

bbb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
- eine erhebliche Anderung der Uberwachung nach Arti-
kel 15 Absatz 3 und 4 der Monitoring-Verordnung.®

bb)  Die Satze 2 und 3 werden durch folgenden Satz ersetzt:
,FUr den angepassten Uberwachungsplan gilt Absatz 2 entsprechend.*

§ 7 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

b) Absatz 2 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:
,Berechtigungen, die ab dem 1. Januar 2013 ausgegeben werden, sind un-
begrenzt gultig. Beginnend mit der Ausgabe fur die am 1. Januar 2021 be-
ginnende Handelsperiode ist auf den Berechtigungen die Zuordnung zu ei-
ner jeweils zehnjahrigen Handelsperiode erkennbar; diese Berechtigungen
sind flr Emissionen ab dem ersten Jahr der jeweiligen Handelsperiode guil-

tig.”

§ 8 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
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10.

11.

»(1)  Die Versteigerung von Berechtigungen erfolgt nach den Regeln der Verord-
nung (EU) Nr. 1031/2010 der Kommission vom 12. November 2010 tber den zeitli-
chen und administrativen Ablauf sowie sonstige Aspekte der Versteigerung von
Treibhausgasemissionszertifikaten gemaf der Richtlinie 2003/87/EG des Europai-
schen Parlaments und des Rates Uber ein System flir den Handel mit Treibhaus-
gasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft (ABI. L 302 vom 18.11.2010, S. 1) in
der jeweils geltenden Fassung. Im Fall der Stilllegung von Stromerzeugungskapazi-
taten aufgrund zusatzlicher nationaler Ma3nahmen kann die Bundesregierung fest-
legen, dass Berechtigungen aus der zu versteigernden Menge an Berechtigungen
geldscht werden, soweit dies den Vorgaben nach Artikel 12 Absatz 4 der Richtlinie
2003/87/EG entspricht.”

§ 9 wird wie folgt geandert:

a) Die Absatze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:
»(1)  Anlagenbetreiber erhalten eine Zuteilung von kostenlosen Berechti-
gungen nach Mal3gabe einer nach Artikel 10a Absatz 1 Satz 1 der Richtlinie
2003/87/EG erlassenen Verordnung der Kommission.

(2) Die Zuteilung von kostenlosen Berechtigungen setzt einen Antrag bei
der zustandigen Behorde voraus. Der Antrag auf Zuteilung ist innerhalb ei-
ner Frist zu stellen, die von der zustdndigen Behdrde mindestens drei Mo-
nate vor Fristablauf im Bundesanzeiger bekannt gegeben wird. Dem Antrag
sind die zur Prifung des Anspruchs erforderlichen Unterlagen beizufligen.
Die tatsachlichen Angaben im Zuteilungsantrag missen von einer Prifstelle
nach § 21 verifiziert worden sein. Bei verspatetem Antrag besteht kein An-
spruch auf kostenlose Zuteilung.”

b) Absatz 5 wird aufgehoben.
c) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5.

§ 10 wird aufgehoben.

§ 11 wird wie folgt gefasst:

»§ 11
Zuteilung von kostenlosen Berechtigungen an Luftfahrzeugbetreiber

(1) Far Luftfahrzeugbetreiber, die nach § 11 oder § 12 in der bis zum [einsetzen:
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] geltenden Fassung eine
Zuteilung von kostenlosen Berechtigungen flr die Handelsperiode 2013 bis 2020
erhalten haben, gilt die Zuteilung in Héhe der fir das Jahr 2020 zugeteilten Anzahl
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an Berechtigungen fir die Jahre 2021 bis 2023 nach Artikel 28a Absatz 2 der Richt-
linie 2003/87/EG fort. Auf die Zuteilung ist der fir die Jahre ab 2021 geltende line-
are Reduktionsfaktor nach Artikel 9 der Richtlinie 2003/87/EG anzuwenden.

(2) Die Zuteilung fur die nachfolgende Zuteilungsperiode setzt einen Antrag bei
der zustandigen Behorde voraus, der spatestens zwolf Monate vor Beginn der Zu-
teilungsperiode gestellt werden muss. Bei einem verspateten Antrag besteht kein
Anspruch mehr auf Zuteilung kostenloser Luftverkehrsberechtigungen.

(3) In dem Antrag muss der Antragsteller die nach Artikel 56 der Monitoring-Ver-
ordnung ermittelte Transportleistung angeben, die er im Basisjahr durch seine Luft-
verkehrstatigkeit erbracht hat. Die Angaben zur Transportleistung missen von einer
Prifstelle nach § 21 verifiziert worden sein.

(4) Die zustandige Behorde uberpruft die Angaben des Antragstellers zur Trans-
portleistung und Gbermittelt nur solche Angaben an die Europaische Kommission,
deren Richtigkeit ausreichend gesichert ist. Der Luftfahrzeugbetreiber ist verpflich-
tet, auf Verlangen der zustandigen Behorde zur Prifung des Antrags zusatzliche
Angaben oder Nachweise zu Ubermitteln.

(5) Die zustandige Behorde verdffentlicht im Bundesanzeiger eine Liste mit den
Namen der Luftfahrzeugbetreiber und der Hohe der zugeteilten Berechtigungen.

(6) Die Zuteilungsentscheidung ist aufzuheben, soweit sie auf Grund eines
Rechtsakts der Europaischen Union, insbesondere auch in Folge der Uberpriifung
nach Artikel 28b der Richtlinie 2003/87/EG, nachtraglich gedndert werden muss o-
der wenn ein Luftfahrzeugbetreiber keine Luftverkehrstatigkeit mehr austibt. Die
§§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben im Ubrigen unberiihrt.*

Die §§ 12 und 13 werden aufgehoben.

§ 14 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
»(3)  Bei der Zuteilung fiur Luftfahrzeugbetreiber nach § 11 gibt die zustéandige Be-
horde die Luftverkehrsberechtigungen jeweils bis zum 28. Februar eines Jahres

“

aus.

§ 16 wird wie folgt gefasst:
»§ 16

Anerkennung von Emissionsberechtigungen
Emissionsberechtigungen, die von Drittlandern ausgegeben werden, mit denen Ab-
kommen Uber die gegenseitige Anerkennung von Berechtigungen geman Artikel 25
Absatz 1 der Richtlinie 2003/87/EG geschlossen wurden, stehen nach MalRgabe der
Vorgaben einer nach Artikel 19 Absatz 3 und 4 der Richtlinie 2003/87/EG erlasse-
nen Verordnung der Kommission Berechtigungen gleich.”
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15.

16.

17.

18.

19.

Nach § 17 wird folgende Uberschrift eingefiigt:
LAbschnitt 4
Globaler marktbasierter Mechanismus flir den internationalen Luftverkehr

§ 18 wird wie folgt gefasst:
»§ 18
Uberwachung, Berichterstattung und Priifung

(1) Die Verpflichtungen fir Luftfahrzeugbetreiber zur Uberwachung, Berichter-
stattung und Prifung der von ihnen bei internationalen Fliigen freigesetzten Treib-
hausgase nach dem globalen marktbasierten Mechanismus der Internationalen Zi-
villuftfahrt-Organisation bestimmen sich nach einer nach Artikel 28c der Richtlinie
2003/87/EG erlassenen Verordnung und der Rechtsverordnung nach Absatz 4.

(2) Das Umweltbundesamt ist die zustadndige Behdrde fur den Vollzug des glo-
balen marktbasierten Mechanismus. § 19 Absatz 2 gilt entsprechend.

(3) Die §§ 3, 20 und 22 Absatz 3 sowie § 23 gelten entsprechend.

(4) Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, Einzelheiten zur Ermittlung von und Bericht-
erstattung Uber Emissionen nach dem globalen marktbasierten Mechanismus sowie
zur Verifizierung der berichteten Angaben zu regeln, soweit diese Sachverhalte in
einer nach Artikel 28c der Richtlinie 2003/87/EG erlassenen Verordnung nicht ab-
schlieltend geregelt sind.*

In der Uberschrift vor § 19 wird die Angabe ,Abschnitt 4“ durch die Angabe ,Ab-
schnitt 5 ersetzt.

In § 19 Absatz 3 wird die Angabe ,Bundesministerium fur Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit* durch die Angabe ,Bundesministerium flir Umwelt, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit* ersetzt.

§ 21 wird wie folgt geandert.

a) In Absatz 1 werden die Wérter ,,§ 9 Absatz 2 Satz 6 durch die Worter ,§ 9
Absatz 2 Satz 4 und die Worter ,11 Absatz 4 Satz 4 und § 13 Absatz 2 Satz
4“ durch die Wérter ,§ 11 Absatz 3 Satz 2“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2)  Die Prifstelle hat die Emissionsberichte, die Zuteilungsantrage und
die Datenmitteilungen nach den Vorgaben der Verordnung (EU) Nr.
600/2012 in der jeweils geltenden Fassung, einer nach Artikel 10a Absatz 1
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21.

22.
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Satz 1 der Richtlinie 2003/87 erlassenen Verordnung sowie den nach § 28
Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 Nummer 1 erlassenen Rechtsverordnun-
gen zu prufen.”

§ 22 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
»(1)  Fur die Eréffnung eines Personen- oder Handlerkontos im Emissions-
handelsregister erhebt die zustandige Behdrde von dem Kontoinhaber eine
Gebuhr von 170 Euro, fir die Verwaltung eines Personen- oder Handlerkon-
tos eine Gebihr von 600 Euro pro Handelsperiode sowie fir die Umfirmie-
rung eines Kontos oder fiir die Anderung eines Kontobevollmachtigten eine
Gebuhr von jeweils 60 Euro.”

b) In Absatz 3 wird die Angabe ,2 000 Euro® durch die Angabe ,4 000 Euro® er-
setzt.

§ 25 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 Satz 3 wird aufgehoben.

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefugt:
»(3)  Wird Uber das Vermdgen eines Betreibers das Insolvenzverfahren
eroffnet, hat der Insolvenzverwalter die zustandige Behdrde unverziglich
daruber zu unterrichten. Soweit der Betrieb im Rahmen eines Insolvenzver-
fahrens fortgefiihrt wird, bestehen die Verpflichtungen des Betreibers aus
diesem Gesetz fort. Der Insolvenzverwalter teilt der zustédndigen Behdrde die
naturlichen Personen mit, die wahrend des Insolvenzverfahrens berechtigt
sind, Ubertragungen nach § 7 Absatz 3 vorzunehmen. Die Séatze 1 bis 3 gel-
ten entsprechend fiir den vorlaufigen Insolvenzverwalter mit Verfligungsbe-
fugnis Uber das Vermdgen des Betreibers sowie flir den Betreiber als eigen-
verwaltenden Schuldner.®

§ 27 wird wie folgt gefasst:

»§ 27
Kleinemittenten, Verordnungsermachtigung

Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zu-
stimmung des Bundesrates bedarf, im Rahmen der Vorgaben der Artikel 27 und
27a der Richtlinie 2003/87/EG den Ausschluss von Kleinemittenten aus dem euro-
paischen Emissionshandelssystem und weitere Erleichterungen fir Kleinemittenten
zu regeln, insbesondere
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1. Erleichterungen bei der Emissionsberichterstattung flr Anlagen mit jahrlichen

Emissionen von bis zu 5 000 Tonnen Kohlendioxid;

2. vereinfachte Emissionsnachweise fur Anlagen mit jahrlichen Emissionen von bis
zu 2 500 Tonnen Kohlendioxid;

3. Vereinfachungen fir die Verifizierung von Emissionsberichten;

4. Ausnahmen fir die Verifizierung von Emissionsberichten.”

23. § 28 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa)

Nummer 3 wird wie folgt gefasst

»3. Einzelheiten zu regeln flr die Zuteilung von kostenlosen Berechtigungen
an Anlagenbetreiber nach § 9 Absatz 1, soweit diese Sachverhalte nicht in
einer nach Artikel 10a Absatz 1 Satz 1 der Richtlinie 2003/87 erlassenen
Verordnung abschliefend geregelt sind, sowie weiterhin Einzelheiten zu

regeln flr die Anpassung der Zuteilung zur Umsetzung des Durchfiihrungs-
rechtsakts nach Artikel 10a Absatz 21 der Richtlinie 2003/87 zu regeln; ins-
besondere:

a)

b)

f)

bb)

die Erhebung von Daten tber die Emissionen und die Produktion von
Anlagen und sonstiger fir das Zuteilungsverfahren relevanter Daten,

die Bestimmung der Produktionsmenge oder sonstiger GroRen, die zur
Berechnung der Zuteilungsmenge und ihrer dynamischen Anpassung
wahrend der Handelsperiode erforderlich sind,

die Zuteilung fur Neuanlagen, einschlieRlich der Bestimmung der Aus-
lastung dieser Anlagen,

die Bestimmung der jahrlich auszugebenden Mengen von kostenlosen
Berechtigungen in der Zuteilungsentscheidung sowie den Ubergang der
Zuteilung im Falle der Teilung oder Zusammenlegung von Anlagen,

die im Antrag nach § 9 Absatz 2 Satz 1

aa)erforderlichen Angaben und

bb) erforderlichen Unterlagen sowie die Art der beizubringenden Nach-
weise und

die Anforderungen an die Verifizierung von Zuteilungsantragen und Da-

tenmitteilungen im Zusammenhang mit der Zuteilung sowie Ausnahmen

von der Verifizierungspflicht.”

Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

0. Einzelheiten zur Erstellung und Anderung des Uberwachungs-
plans nach § 6 zu regeln, soweit diese Sachverhalte nicht in der Mo-
nitoring-Verordnung abschliel3end geregelt sind; abweichend von § 6
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Absatz 3 Satz 1 kbénnen dabei auch flr bestimmte Fallgruppen von
Anderungen der Uberwachung verlangerte Fristen fiir die Vorlage
des geanderten Uberwachungsplans festgelegt werden;*

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

In Nummer 1 werden die Worter ,11 Absatz 4 Satz 4 und § 13 Absatz
2 Satz 4“ durch die Worter , 11 Absatz 3 Satz 2 ersetzt.

In Nummer 2 wird das Wort ,Berechtigungen® durch das Wort ,Emis-
sionsberechtigungen® und wird die Angabe ,§ 16 Absatz 3“ durch die
Angabe ,§ 16“ ersetzt.

c) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,Abschnitt 5“ durch die Angabe ,Ab-
schnitt 6“ ersetzt.

d) Im Einleitungssatz von Absatz 2, in Absatz 3 Satz 1 und in Absatz 4 Satz 1

und 2 werden jeweils die Woérter ,Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit® durch die Worter ,Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit"

ersetzt.

In der Uberschrift vor § 29 wird die Angabe ,Abschnitt 5“ durch die Angabe ,Ab-
schnitt 6 ersetzt.

§ 30 Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben.

§ 32 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

cc)

dd)

In Nummer 1 werden die Worter ,der Behorde nicht richtig berichtet*
durch die Worter ,einen Bericht nicht, nicht richtig, nicht vollstandig
oder nicht rechtzeitig erstattet® ersetzt.

Nummer 2 wird aufgehoben.
Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 2 und wie folgt geandert:

aaa) Die Worter ,§ 11 Absatz 4 Satz 1“ werden durch die Woérter ,§
11 Absatz 3 Satz 1 ersetzt.

bbb) Das Wort ,oder* am Ende wird durch ein Komma ersetzt.
Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 3 und wie folgt gefasst:

»3- entgegen § 11 Absatz 4 Satz 2 eine Angabe oder einen Nachweis
nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig Ubermittelt o-

der”.
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27.

28.

ee) Folgende Nummer 4 wird angefugt:

»4. einer Rechtsverordnung nach § 28 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe
e Doppelbuchstabe aa oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund
einer solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsver-
ordnung fiir einen bestimmten Tatbestand auf diese BulRgeldvorschrift
verweist.”

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 4 werden die Wérter ,einen Uberwachungsplan nicht*
durch die Wérter ,oder 3 Satz 1 einen Uberwachungsplan nicht, nicht
richtig, nicht vollstandig“ ersetzt.

bb)  Nummer 5 wird aufgehoben.

cc) In Nummer 6 werden die Wérter ,§ 10 Satz 3 Nummer 3 oder Num-
mer 11 Buchstabe b“ durch die Wérter ,§ 18 Absatz 4, § 27 Nummer
1 bis 3 oder § 28 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a oder Buchstabe e
Doppelbuchstabe bb* ersetzt.

c) Absatz 5 wird aufgehoben.

In der Uberschrift vor § 33 wird die Angabe ,Abschnitt 6“ durch die Angabe ,Ab-
schnitt 7“ ersetzt.

Die §§ 33 bis 36 werden durch die folgenden §§ 33 bis 35 ersetzt:
»8 33
Ubergangsregelung zur Gebiihrenerhebung

§ 22 Absatz 1 ist fur die Erhebung von Gebuhren fur die Eréffnung und Verwaltung
von Konten erst ab der Handelsperiode 2021 bis 2030 anzuwenden. § 22 Absatz 1
in der bis zum Ablauf des ... [einsetzen: Datum der Verkiindung dieses Gesetzes]

geltenden Fassung, ist fiir die Verwaltung von Konten flir die Handelsperiode 2013
bis 2020 weiter anzuwenden.*

§ 34
Ubergangsregelung fiir Anlagenbetreiber

(1) Fir die Freisetzung von Treibhausgasen durch Tatigkeiten im Sinne des An-
hangs 1 sind in Bezug auf die Handelsperiode 2013 bis 2020 die §§ 1 bis 36 in der
bis zum Ablauf des ... [einsetzen: Datum der Verkindung dieses Gesetzes] gelten-
den Fassung weiter anzuwenden. Dies gilt auch, wenn die Anlage, in der die Tatig-
keit ausgelbt wird, erst zwischen dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses
Gesetzes] und dem 31. Dezember 2020 in Betrieb genommen wird.
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(2) Far Anlagenbetreiber gelten die Pflichten nach den §§ 4, 5 und 7 erst ab
dem 1. Januar 2021. Soweit sich diese Vorschriften auf Emissionen beziehen, sind
sie flr Treibhausgase, die ab dem 1. Januar 2021 freigesetzt werden, anzuwenden.
Die §§ 9 und 14 sind erst auf die Zuteilung und die Ausgabe von Berechtigungen fir
die Handelsperiode 2021 bis 2030 anzuwenden. § 24 ist auf die Feststellung ein-
heitlicher Anlagen ab der Handelsperiode 2021 bis 2030 anzuwenden. Die zustan-
dige Behdrde kann Feststellungen nach § 24 in der bis zum Ablauf des ... [einset-
zen: Datum der Verkiindung dieses Gesetzes] geltenden Fassung mit Wirkung ab
der Handelsperiode 2021 bis 2030 widerrufen, sofern diese Feststellungen nach §
24 oder nach der Rechtsverordnung nach § 28 Absatz 1 Nummer 4 nicht getroffen
werden durften.

§35
Ubergangsregelung fiir Luftfahrzeugbetreiber

(1) Fir die Freisetzung von Treibhausgasen durch Luftverkehrstatigkeiten im
Sinne des Anhangs 1 Teil 2 Nummer 33 sind in Bezug auf die Handelsperiode 2013
bis 2020 die §§ 1 bis 36 in der bis zum Ablauf des ... [einsetzen: Datum der Verkiin-
dung dieses Gesetzes] geltenden Fassung weiter anzuwenden. Dies gilt auch,
wenn die Luftverkehrstatigkeit erst zwischen dem [einsetzen: Datum des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes] und dem 31. Dezember 2020 aufgenommen wird.

(2) Abweichend von § 6 Absatz 1 und 2 gilt der fir das Jahr 2020 genehmigte
Uberwachungsplan fiir die Jahre 2021 bis 2023 fort.“

Anhang 1 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden die Wérter ,§ 3 Nummern 2, 5, 9 und 12“ durch die
Worter ,§ 3 Nummern 2, 5 und 9“ ersetzt und die Worter ,,, § 27 Absatz 1
Satz 2“ gestrichen.

b) In Teil 2 wird Nummer 33 Satz 2 wie folgt gedndert:
aa) In Buchstabe i wird das Wort ,sowie“ durch ein Komma ersetzt.

bb) In Buchstabe j werden die Wérter ,durchgefiihrt werden.” durch die
Woérter ,,durchgeflihrt werden, sowie® ersetzt.

cc) Es wird ein neuer Buchstabe k angefligt:

»K) bis zum 31. Dezember 2030 Fluge, die nicht unter die Buch-
staben a) bis j) fallen und von einem nichtgewerblichen Luft-
fahrzeugbetreiber durchgefiihrt werden, dessen Flige jahrli-
che Gesamtemissionen von weniger als 1 000 Tonnen auf-
weisen.”
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30.

31.

Anhang 2 wird wie folgt gefasst:

»Anhang 2 (zu § 5 Absatz 1, § 6 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 2, § 30 Absatz 2
Satz 1 und § 32 Absatz 1 Nummer 1)

Anforderungen an die Vorlage und Genehmigung von Uberwachungsplinen
nach § 6 sowie an die Ermittlung von Emissionen und die Berichterstattung
nach § 5

Teil 1 — Fristen fir die Vorlage eines Uberwachungsplans

Fir die Einreichung eines Uberwachungsplans nach § 6 Absatz 1 Satz 1 gelten fol-
gende Fristen:

a) Fur Betreiber von Anlagen, die spatestens zehn Monate vor Beginn einer
Handelsperiode in Betrieb genommen wurden, endet die Frist finf Monate
vor Beginn der Handelsperiode;

b) Betreiber von Anlagen, die spater als zehn Monate vor Beginn einer Han-
delsperiode erstmalig den Pflichten nach § 5 unterliegen, miissen den Uber-
wachungsplan vor dem Zeitpunkt, zu dem sie erstmals den Pflichten nach §
5 unterliegen, vorlegen;

c) Luftfahrzeugbetreiber, die ihre Luftverkehrstatigkeit in einer laufenden Han-
delsperiode aufnehmen, missen unverziglich nach Aufnahme der Luftver-
kehrstatigkeit einen Uberwachungsplan tber die Emissionsberichterstattung
fur diese Handelsperiode vorlegen.”

Teil 2 — Anforderungen an die Ermittlung von Emissionen und an die Emissionsbe-
richterstattung

Der Betreiber hat seine Emissionen nach seinem genehmigten Uberwachungsplan
zu ermitteln. Soweit dieser Uberwachungsplan keine Regelungen trifft, hat er die
Emissionen nach der Monitoring-Verordnung und nach einer nach § 28 Absatz 2
Nummer 1 erlassenen Rechtsverordnung zu ermitteln und daruber zu berichten. So-
weit diese Verordnungen keine Regelungen treffen, ist bei Oxidationsprozessen ein
Oxidationsfaktor von 1 zugrunde zu legen; eine unvollstandige Verbrennung bleibt
auch bei der Bestimmung des Emissionsfaktors unberiicksichtigt.

Die CO2-Emissionen von Anlagen im Sinne des Anhangs 1 Teil 2 Nummer 8 bis 10
sind Uber die Bilanzierung und Saldierung der Kohlenstoffgehalte der CO.-relevan-
ten Inputs und Outputs zu erfassen, soweit diese Anlagen nach § 24 als einheitliche
Anlage gelten; Verbundkraftwerke am Standort von Anlagen zur Eisen- und Stahler-
zeugung dirfen nicht gemeinsam mit den Ubrigen Anlagen bilanziert werden.”

Anhang 5 wird aufgehoben.
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Artikel 2

Anderung des Kreditwesengesetzes

§ 1 Absatz 11 Satz 1 Nummer 9 des Kreditwesengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. September 1998 (BGBI. | S. 2776), das zuletzt durch Artikel 14 Absatz 2 des
Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. | S. 2446) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»9. Berechtigungen nach § 3 Nummer 3 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes,
Emissionsreduktionseinheiten nach § 2 Nummer 20 des Projekt-Mechanismen-Gesetzes
und zertifizierte Emissionsreduktionen nach § 2 Nummer 21 des Projekt-Mechanismen-Ge-
setzes, soweit diese jeweils im Emissionshandelsregister gehalten werden dirfen (Emissi-
onszertifikate).”

Artikel 3

Anderung des Wertpapierhandelsgesetzes

§ 2 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe f des Wertpapierhandelsgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBI. | S. 2708), das zuletzt durch Artikel 14
des Gesetzes vom 17. August 2017 (BGBI. | S. 3202) geandert worden ist, wird wie folgt
gefasst:

of) Berechtigungen nach § 3 Nummer 3 des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes,
Emissionsreduktionseinheiten nach § 2 Nummer 20 des Projekt-Mechanismen-Gesetzes
und zertifizierte Emissionsreduktionen nach § 2 Nummer 21 des Projekt-Mechanismen-Ge-
setzes, soweit diese jeweils im Emissionshandelsregister gehalten werden dirfen (Emissi-
onszertifikate).”

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiundung in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das europaische Emissionshandelssystem ist ein zentrales Instrument der europaischen und
nationalen Klimaschutzpolitik. Mit dem Gesetzentwurf sollen die nationalen Rechtsgrundlagen
fur die Ausgestaltung dieses Emissionshandelssystems flir die Handelsperiode 2021 bis 2030
geschaffen werden.

Im November 2017 haben sich das Europaische Parlament und der Rat auf eine gemeinsame
Reform des EU-Emissionshandelssystems geeinigt. Diese Richtlinie (EU) 2018/410 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 14. Marz 2018 zur Anderung der Richtlinie
2003/87/EG zwecks Unterstlitzung kosteneffizienter Emissionsreduktionen und zur Férderung
von Investitionen mit geringem CO2-Ausstol’ und des Beschlusses (EU) 2015/1814 (ABI. L 76,
S. 3 vom 19. Méarz 2018) legt die Rahmenbedingungen fur die Fortflilhrung des EU-Emissions-
handels in der Handelsperiode 2021 bis 2030 fest. Diese Richtlinie ist am 8. April 2018 in Kraft
getreten.

Fiar den EU-Emissionshandel im Luftverkehr wurde die EU-Emissionshandelsrichtlinie auer-
dem geandert durch die Verordnung (EU) 2017/2392 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 13. Dezember 2017 (ABI. L 350, S. 7 vom 29. Dezember 2017). Diese Verordnung
erhalt die derzeitige Einschrankung der Richtlinie auf Luftverkehrstatigkeiten innerhalb des
EWR aufrecht und dient der Umsetzung eines globalen marktbasierten Mechanismus der In-
ternationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) ab 2021. Diese Richtliniendnderung ist am
29.12.2017 in Kraft getreten.

Die vorliegende Novelle des TEHG dient vor allem der Umsetzung der gednderten EU-Emis-
sionshandelsrichtlinie in nationales Recht.

Um das Verfahren der kostenlosen Zuteilung von Berechtigungen im Jahr 2019 durchfuhren
zu konnen, sollte die nationale Umsetzung der Richtlinie bereits im Jahr 2018 abgeschlossen
sein. Dies gilt auch fir die ab Januar 2019 beginnende Emissionsberichterstattung Gber alle
internationalen Fluge der Luftfahrtunternehmen nach dem globalen marktbasierten Mechanis-
mus der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO).

l. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Bei der Anderung der EU-Emissionshandelsrichtlinie wurde das EU-Emissionshandelssys-
tem flUr die Handelsperiode 2021-2030 fortentwickelt; die wesentlichen Strukturelemente die-
ses Systems wurden jedoch beibehalten.
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Dementsprechend wird das TEHG mit dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in seiner
Grundstruktur fortgefiihrt und nur punktuell an den Stellen geéndert, an denen Anderungsbe-
darf besteht. Dieser Anderungsbedarf ergibt sich im Wesentlichen aus der Anpassung des
TEHG an die Vorgaben der gednderten ETS-Richtlinie. Einige Anderungen beruhen auch auf
Vollzugserfahrungen aus der laufenden Handelsperiode, an manchen Stellen ergab sich zu-
dem Klarstellungsbedarf aufgrund von Gerichtsurteilen der nationalen und europaischen Ge-
richte.

Daneben sind einzelne der bisher bestehenden Regelungen fir die Handelsperiode 2021-
2030 nicht mehr erforderlich und kénnen daher aufgehoben werden. Dies betrifft zum einen
diejenigen Regelungsbereiche, die ab 2021 durch unmittelbar geltende EU-Verordnungen
geregelt werden (z.B. EU-Zuteilungsregeln), und zum anderen die ab 2021 nicht mehr beste-
hende Mdoglichkeit, dass Betreiber einen Teil ihre Abgabeverpflichtung auch durch Emissi-
onsgutschriften aus internationalen Klimaschutzprojekten erfillen kénnen.

In Bezug auf den Luftverkehr wird das Gesetz an die Richtlinie angepasst und die Zustandig-
keit der Deutschen Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt (DEHSt) geregelt. Zudem
wird ein neuer Abschnitt eingeflihrt, welcher der Umsetzung der globalen marktbasierten
MalRnahme der ICAO dient.

Im Ubrigen bleiben Inhalt und Struktur des Gesetzes unverandert.

1l. Alternativen

Alternativen zu diesem Gesetzentwurf bestehen nicht, da zwingende gemeinschaftsrechtliche
Vorgaben umgesetzt werden mussen.

IV. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fiir alle Artikel dieses Gesetzes — in
Ubereinstimmung mit dem Stammgesetz — aus der Kompetenz des Bundes zur konkurrieren-
den Gesetzgebung im Bereich der Luftreinhaltung und der Regelung des Rechts der Wirtschaft
nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 24 und 11 des Grundgesetzes. Fir die Regelungen zum
Luftverkehr besteht zudem eine ausschlieRliche Gesetzgebungskompetenz aus Art. 73 Absatz
1 Nummer 6 GG.

Die Einfuhrung dieser Regelungen muss aus Wettbewerbsgrinden und zur Wahrung der
Rechts- und Wirtschaftseinheit in der Bundesrepublik Deutschland bundeseinheitlich erfolgen.
Im Rahmen des EU-Emissionshandelssystems sollen zum Schutz des Klimas und zur Ge-
wahrleistung von Wettbewerbsgleichheit moglichst einheitliche Regeln bestehen. Eine Losung
auf Landerebene wurde diesem besonderen Bedurfnis nach Einheitlichkeit nicht gerecht. Wie
bereits beim Stammgesetz kann auch bei der vorliegenden Gesetzesanderung nur eine bun-
deseinheitliche Regelung eine angemessene Umsetzung der Emissionshandels-Richtlinie si-
cherstellen. Die vorgesehene bundeseinheitliche Lésung ist daher im gesamtstaatlichen Inte-
resse im Sinne von Artikel 72 Absatz 2 GG erforderlich.
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V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen Vertra-
gen

Dieser Gesetzentwurf sichert die vollstandige und widerspruchsfreie Umsetzung unmittelbar
geltenden EU-Rechts und ist daher mit dem Recht der Europaischen Union vereinbar.

Ferner wird der globale marktbasierte Mechanismus im internationalen Luftverkehr (CORSIA)
der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) umgesetzt. Die Bundesrepublik Deutsch-
land ist Vertragsstaat der ICAO und zur Umsetzung der Beschlisse des ICAO-Rats gemaf
des Chicagoer Abkommens verpflichtet. Ferner haben sich die Generaldirektoren Zivilluftfahrt
der ECAC (European Civil Aviation Conference) in der sogenannten ,Bratislava Erklarung®
dazu verpflichtet, bereits in der Pilotphase an CORSIA teilzunehmen. CORSIA wird EU-weit
einheitlich durch europarechtliche Vorschriften in der EU-Emissionshandelsrichtlinie (Art. 28b
und Art. 28c der Richtlinie 2003/87) umgesetzt, auf die der Entwurf verweist. Im Ubrigen wird
der Anwendungsbereich volkerrechtlicher Vertrage durch diesen Entwurf nicht berthrt.

VI. Vereinbarkeit mit nationalem Verfassungsrecht

Die Anderungen durch dieses Gesetz sind mit dem nationalen Verfassungsrecht vereinbar.

VIIl. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die zunehmende EU-weite Harmonisierung der Regelungen zum EU-Emissionshandelssys-
tem tragt zu einer weiteren Rechtsvereinheitlichung bei. Bei der Anderung der Richtlinie wur-
den auch Vollzugserfahrungen der Mitgliedstaaten sowie Entscheidungen der nationalen und
europaischen Gerichte berucksichtigt. Diese strukturelle Verbesserung der Vollzugsregelun-
gen fuhrt zu groReren Rechtssicherheit bei allen Beteiligten und dadurch zu einer deutlichen
Verwaltungsvereinfachung. Diese Verbesserungen auf der Ebene des EU-Rechts werden
durch das vorliegende Gesetz in nationales Recht umgesetzt.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Bei der Erarbeitung des Gesetzes wurden die Ziele und Managementregeln der nationalen
Nachnhaltigkeitsstrategie beriicksichtigt. Nach Uberpriifung der zehn Managementregeln der
Nachhaltigkeit und der 21 Schlisselindikatoren fir eine nachhaltige Entwicklung erweist sich
das Gesetz als vereinbar mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie.
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Das Gesetzgebungsvorhaben dient dazu, die Reform des EU-Emissionshandels auf EU-
Ebene in nationales Recht umzusetzen und damit die Integritédt des EU-Emissionshandelssys-
tems zu verbessern. Gleichzeitig leistet es — wie das Stammgesetz insgesamt — einen wichti-
gen Beitrag zur Reduktion von Emissionen von Treibhausgasen und somit zur Vermeidung
von externen Schadenskosten und tragt zu einer klimafreundlichen, nachhaltigen Entwicklung
bei. Das Gesetzgebungsvorhaben steht damit im Einklang mit den Indikatorbereichen 1 und 2
der Nachhaltigkeitsindikatoren zur Generationengerechtigkeit (Ressourcenschonung, Klima-
schutz).

Durch den Emissionshandel kénnen die Klimaziele am kosteneffizientesten erreicht werden.
Dadurch wird die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der verschiedenen Wirtschaftsteilnehmer
bertcksichtigt (Indikatorbereich 10). Durch die Bepreisung von Treibhausgas-Emissionen wird
ein Anreiz fir innovative L6sungen geschaffen (Indikatorbereich 8).

Die Fortentwicklung des Emissionshandels insgesamt ist vor dem Hintergrund der sozialen
Verantwortung auch gegenuber kiinftigen Generationen geboten und verbessert dartber hin-
aus langfristig die Bedingungen fur die Leistungsfahigkeit der Volkswirtschaft.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiilllungsaufwand

Fiar den Bund werden in erster Linie Kosten fur den Vollzug des Gesetzes durch die DEHSt
entstehen. Allerdings werden in der Handelsperiode 2021-2030 keine neuen Industriebran-
chen in den EU-Emissionshandel einbezogen und die Vollzugsaufgaben fir diese Anlagen
bleiben im Wesentlichen unverandert.

Die im TEHG geregelten Vollzugsaufgaben betreffen jedoch auch andere Berichterstattungs-
systeme fur Treibhausgase. So werden die internationalen Flige, die bislang nicht dem EU-
Emissionshandelssystem unterliegen, nunmehr ab 2019 Uber den globalen marktbasierten
Mechanismus der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAQO) erfasst. Im Bereich der in-
ternationalen Seeschifffahrt bestehen Berichterstattungspflichten nach der europaischen
MRV-Seeverkehrsverordnung zur Uberwachung, Berichterstattung und Priifung von Kohlen-
dioxidemissionen aus dem Seeverkehr. Uber diese Berichterstattungspflichten hinaus besteht
in der Seeschifffahrt keine Pflicht zur Abgabe von Emissionsberechtigungen. Fir die MRV-
Seeverkehrsverordnung ist fiir 2018 eine Uberpriifung durch die Kommission vorgesehen, die
gegebenenfalls eine Angleichung an die ab 2019 zu erflllenden Berichterstattungspflichten
der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation (IMO) zur Folge hat. Die mdglichen Auswir-
kungen dieser veranderten Rahmenbedingungen auf den Verwaltungsaufwand kénnen derzeit
noch nicht abgeschatzt werden. Die Kosten werden durch die Verauf3erung von Emissions-
zertifikaten in voller HOhe refinanziert. Die etwaigen Mehrbedarfe werden in den betroffenen
Einzelplanen im Rahmen der geltenden Finanzplanung gedeckt.

Weiterhin entstehen dem Bund dadurch Kosten, dass er die Emissionen von Anlagen und
Luftfahrzeugen, die vom Bund betrieben werden und unter das TEHG fallen, tberwachen,
daruber berichten und eine entsprechende Anzahl von Emissionszertifikaten abgeben muss.
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Fir die Erteilung von Emissionsgenehmigungen fallen auch Kosten bei den Landern an. Die
zusatzlichen Kosten sind jedoch gering, da die Erteilung der Emissionsgenehmigung in das
Verfahren zur Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung integriert ist.

4. Erfiillungsaufwand

a) Erfullungsaufwand fiir Birgerinnen und Biirger

Der Gesetzentwurf richtet sich ausschlie3lich an die Wirtschaft. Ein Erfullungsaufwand fur Bir-
gerinnen und Burger ergibt sich dadurch nicht.

b) Erfillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Durch die Anderungen des Gesetzes ist in der kommenden Handelsperiode 2021-2030 mit
einem laufenden Erflllungsaufwand fur die Wirtschaft von ca. 50 Mio. Euro pro Jahr zu rech-
nen. Gegenuber der geltenden Rechtslage in der Handelsperiode 2013-2020 bedeutet dies
einen Ruckgang des Erfullungsaufwands von ca. 8,75 Mio. €. Der Erflllungsaufwand fur die
Wirtschaft entfallt vollstandig auf Informationspflichten mit Burokratiekosten.

Der Erflllungsaufwand ist durch EU-rechtliche Vorgaben determiniert und somit fir die ,One
in, one out‘-Regelung unter dem Gesichtspunkt des Birokratieabbaus nicht zu bericksichti-
gen.

Die Verringerung des Erfullungsaufwandes resultiert zum einen aus Regelungen zur Vollzugs-
erleichterung, zum anderen jedoch, bei einzelnen Vorgaben, auch aus einer Verringerung der
Fallzahlen oder der Verringerung der Periodizitat (Verlangerung der Handelsperiode von 8 auf
10 Jahre).

aa) Vorhandene Messwerte zum TEHG 2011

Fir das geltende TEHG hat das Statistische Bundesamt den Aufwand zur Erflllung der kon-
kreten TEHG-Vorgaben fur die Handelsperiode 2013-2020 untersucht und die Ergebnisse die-
ser Messungen in einer im Internet zuganglichen Datenbank veroffentlicht.

Danach ergibt sich durch das TEHG 2011 fir die Handelsperiode 2013-2020 ein Erfillungs-
aufwand flr die Wirtschaft von etwa 59 Mio. € pro Jahr. Die Verteilung dieses vom Statisti-
schen Bundesamt ermittelten Gesamtaufwandes auf die vier relevantesten gesetzlichen Vor-
gaben ist in der nachfolgenden Tabelle dargestellt:
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Vorgabe Kosten pro Jahr
Nr. TEHG Bezeichnung der Vorgabe in Tsd. €
1 §5 Emissionsermittlung / Emissionsbericht 54.621
2 §6 Erstellung / Anderung Uberwachungsplan 990
3 §9 Zuteilung kostenloser Berechtigungen 3.062
4 § 22 Mitteilung zum Betrieb (§ 22 ZuV 2020) 377
5 §4 Antrag TEHG-Genehmigung 11
6 §4 gesonderte Emissionsgenehmigung 1
7 §4 Anzeige Anlagenanderung 57
8 §7 Abgabe von Berechtigungen 73
9 § 11 kostenlose Zuteilung Luftverkehr -
10 §12 kostenlose Zuteilung Newcomer Luftverkehr 4
11 §17 Eréffnung Registerkonto 9
12 § 18 Umtausch von Projektgutschriften 10
13 § 24 Behandlung als einheitliche Anlage -
14 § 27 Antrag Kleinanlagen-Opt-Out 37
Summe 59.252

Messwerte Destatis zum Erfillungsaufwand TEHG 2011

Der in der Tabelle ausgewiesene Erflllungsaufwand bezieht sich auf alle vom Emissionshan-
del erfassten Sektoren (einschlieRlich Flugverkehr) und alle derzeit knapp 1.900 Anlagen.

cc) Abschitzung des Erfiillungsaufwandes durch die Anderung des TEHG

Die nachfolgende Kostenschatzung beruht auf den Regeln zur Ex-ante-Abschatzung der Bu-
rokratiekosten nach dem ,Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfullungsaufwandes
in Regelungsvorhaben der Bundesregierung“ vom Oktober 2012 (mit aktualisierten Lohnkos-
tensatzen, glltig ab 1.1. 2018). Fur die unterschiedlichen Tatigkeiten werden jeweils dasselbe
Qualifikationsniveau der Bearbeiter sowie dieselben Stundensatze verwendet wie bei der im
vorangegangenen Abschnitt dargestellten Ausgangsmessung fur das gesamte TEHG.

Nachfolgend wird die Abschatzung des zusatzlichen Erflllungsaufwandes fiir die von der Ge-
setzesanderung im Wesentlichen betroffenen Vorgaben Nr. 1-4 gesondert dargestellt.

Fir die Ermittlung des Erfullungsaufwandes sind auch die die jahrlichen Fallzahlen von Be-
deutung. Hier gibt es im Bereich des EU-Emissionshandels eine hohe Transparenz, da der
Emissionshandel bundeseinheitlich von der DEHSt vollzogen wird und die Anlagen jahrlichen
Berichtspflichten unterliegen, so dass der Kreis der am Emissionshandel teilnehmenden An-
lagen bekannt ist.

Derzeit nehmen 1.874 Anlagen in Deutschland am Emissionshandel teil. Hiervon wurden 41
Anlagen aus dem Bereich der Grundstoffchemie (Polymerisationsanlagen) erst seit 2018 in
das System einbezogen. Fiur die Handelsperiode 2021-2030 bleibt der Anwendungsbereich
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der ETS-Richtlinie gleich, so dass keine neuen Industriesektoren einbezogen werden. Aller-
dings hatte der EuGH in einer Entscheidung aus dem Jahr 2018 (Rs. C- 577/16 - Trinseo)
festgestellt, dass Anlagen, die selbst keine Treibhausgabe freisetzen kénnen, nicht am Emis-
sionshandel teilnehmen. Dies betrifft in Deutschland 34 Anlagen, die nach einer entsprechen-
den Feststellung der zustdndigen Genehmigungsbehdrde nicht weiter am Emissionshandel
teilnehmen werden. Vor diesem Hintergrund wird erwartet, dass ab 2021 insgesamt 1.840
Anlagen am Emissionshandel teilnehmen.

Far den Emissionshandel im Flugverkehr hat sich der Anwendungsbereich durch die Be-
schrankung auf Intra-EU-Flige bereits in der laufenden Handelsperiode auf insgesamt 75
Fluggesellschaften reduziert. Diese Anzahl bleibt auch in der kommenden Handelsperiode
gleich. Die Emissionsberichterstattungspflicht fiir die Seeschifffahrt nach der MRV-Seever-
kehrsverordnung besteht erst seit 2018. Diese Berichterstattungspflicht ist durch den Gesetz-
entwurf nicht beriihrt und wird daher nicht weiter betrachtet.

Vorgabe Nr. 1: Emissionsberichterstattung

Die Erfullung der Pflicht zur jahrlichen Emissionsberichterstattung nach § 5 TEHG ist bei den
vom Emissionshandel erfassten Anlagen mit sehr unterschiedlich hohem Aufwand verbunden.
Dies hangt zum einen von der Grof3e der Anlage ab, zum anderen aber entscheidend auch
von der Komplexitat der Emissionsstrome. Die Komplexitat der Emissionsberichterstattung re-
sultiert bei Anlagen im EU-Emissionshandel beispielsweise daraus, dass mehrere Teilanlagen
im Verbund gefahren werden, dabei verschiedene Brennstoffe eingesetzt werden und zusatz-
lich zu dem Hauptemissionsstrom aus der Warmeerzeugung noch weitere Emissionsstrome
aus Prozessen und Nebenaggregaten erfasst werden missen. Daher wurden bereits fur die
TEHG-Bestandsmessung zwei Fallgruppen differenziert (einfache/komplexe Anlage), fur die
jeweils unterschiedlich hohe Werte bei den Einzelkomponenten des Erfullungsaufwandes er-
mittelt wurden.

Fir die Handelsperiode 2021-2030 wird sich durch die TEHG-Anderung folgende Veranderung
des Erfullungsaufwands ergeben:

(1) Aufwand

Gegentber der laufenden Handelsperiode ist bei den stationaren Anlagen eine gréliere Ver-
anderung beim internen Aufwand fUr die Emissionsberichterstattung zu erwarten. Hier gab es
zu Beginn der Handelsperiode 2013-2020 eine Vielzahl von Zweifelsfallen, wie die Daten flr
die Emissionsberichterstattung zu erheben und zu berichten sind. Diese Zweifelsfalle sind im
Verlauf der vergangenen Jahre vielfach geldst worden, teilweise durch Konkretisierungen in
der EU-Monitoring-Verordnung, durch entsprechende Hinweispapiere der EU-Kommission o-
der auch durch gerichtliche Entscheidungen. Dartiber hinaus handelt es sich bei der Erstellung
des Emissionsberichts um eine jahrlich wiederkehrende Handlung, da jeweils dieselben Emis-
sionsstrome Uberwacht werden. Vor diesem Hintergrund kann als konservative Schatzung
Uber die Handelsperiode 2013-2020 hinweg ein Synergieeffekt von 3 % pro Jahr angesetzt
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werden. Vor diesem Hintergrund wird fur die Handelsperiode 2021-2030 eine durchschnittliche
Verringerung des Bearbeitungsaufwandes von 25 % gegeniber der bisherigen Messung an-
gesetzt.

(2) Fallzahl

In der Handelsperiode 2021-2030 werden voraussichtlich 1.840 Anlagen am Emissionshandel
teilnehmen, die jahrlich einen Emissionsbericht vorlegen mussen. Die Gesamtfallzahl der ein-
bezogenen Anlagen geht damit geringflgig von 1.874 auf 1.840 zurtick. Innerhalb des Anla-
genbestandes wird es uber die Handelsperiode hinweg zu Veranderungen kommen, wenn alte
Anlagen stillgelegt und neue Anlagen in Betrieb genommen werden. Fir die Fallzahl bei der
Emissionsberichterstattung kann dies jedoch unberiicksichtigt bleiben, da die Gesamtanzahl
der Anlagen im Wesentlichen gleich bleibt.

Neben den 1.840 Anlagen mussen auch die 75 Fluggesellschaften einen Emissionsbericht
abgeben. Die jahrliche Fallzahl fur die Prifung der Emissionsberichte betragt demnach 1.915.
Entsprechend der Differenzierung aus der Bestandmessung in einfache/komplexe Anlagen
bzw. kleine/groRe Fluggesellschaften teilt sich diese Gesamtfallzahl von 1.915 auf die in der
Tabelle dargestellten Fallgruppen auf.

(3) Veranderung des Erflllungsaufwands

Wie aus der nachfolgenden Tabelle ersichtlich, wird der jahrliche Erfillungsaufwand fur die
Emissionsberichterstattung in der Handelsperiode 2021-2030 etwa 46,2 Mio. Euro betragen.
Gegenuber dem bei der Bestandmessung fur diese Vorgabe ermittelten Erfullungsaufwand
(54, 6 Mio. Euro) wird der jahrliche Erfullungsaufwand in der Handelsperiode 2021-2030 damit
um etwa 8,4 Mio. Euro zuriickgehen.

Vorgabe: Emissionsberichterstattung nach § 5 TEHG
interne Kosten | Kosten Externer| Gesamt- Fallzahl Summe
(.. 25%) (Verifizierung) aufwand | pro Jahr
in € in € in € in €

einfache Anlage 9.244 5.330 14.574 1.000 14.573.960
komplexe Anlage 14.729 21.580 36.309 840 30.499.442
grofRe Flugges. 7.264 14.650 21.914 49 1.073.780
kleine Fluggese. 1.654 1.233 2.887 26 75.069
Gesamt 46.222.252

Vorgabe Nr. 2: Erstellung und Anpassung des Uberwachungsplans
(i) Erstellung des Uberwachungsplans

(1) Aufwand
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Die Pflicht zur Erstellung eines Uberwachungsplans nach § 6 TEHG fiir die Handelsperiode
2021-2030 trifft alle emissionshandelspflichtigen Anlagen. Allerdings handelt es sich bei die-
sem Uberwachungsplan nur um die Anpassung und Fortschreibung des bereits genehmigten
Uberwachungsplans aus der Handelsperiode 2013-2020.

Der bisherige Messwert betraf die Erstellung des Uberwachungsplans fir die Handelsperiode
2013-2020, den die Betreiber tatsachlich in groRerem Umfang uUberarbeiten mussten. Gleich-
wohl wird fir die Abschatzung des Erflllungsaufwands aus Vereinfachungsgriinden der bis-
herige Messwert fir den Bearbeitungsaufwand fortgeschrieben.

(2) Fallzahl

Die Betreiber miissen fiir jede Handelsperiode einen Uberwachungsplan zur Genehmigung
vorlegen. Diese Verpflichtung trifft die voraussichtlich 1.915 Anlagenbetreiber und Fluggesell-
schaften also einmal in der gesamten Handelsperiode. Nach der bisherigen Rechtslage
musste der Uberwachungsplan alle acht Jahre angepasst werden. Mit der Verléangerung der
Handelsperiode von acht auf zehn Jahre reduziert sich dementsprechend der jahrliche Erfll-
lungsaufwand zur Anpassung des Uberwachungsplans. Die jahrliche Fallzahl betragt also:
1.915:10 =192.

Entsprechend der Differenzierung aus der Bestandmessung in einfache/komplexe Uberwa-
chungsplane teilt sich diese Fallzahl von 192 auf die in der nachfolgenden Tabelle dargestell-
ten Fallgruppen auf (einfache/komplexe Anpassung: 52/140 Falle).

Neben den Bestandsanlagen miissen auch Neuanlagen einen Uberwachungsplan erstellen.
Hier wird fir die Handelsperiode 2021-2030 eine Fallzahl von 10 Neuanlagen pro Jahr erwar-
tet. Anders als bei der Emissionsberichterstattung (s. oben Vorgabe Nr.1) kann hier nicht mit
Stilllegungen saldiert werden, da die stillgelegten Anlagen den Uberwachungsplan vor Beginn
der Handelsperiode anpassen mussten, die Neuanlagen dann im Verlauf der Handelsperiode
zusatzlich hinzutreten.

(ii) Anderung Anpassung des Uberwachungsplans im Verlauf der Handelsperiode
(1) Aufwand

Neben der Pflicht zur Erstellung des Uberwachungsplans sind Betreiber auch verpflichtet, den
Uberwachungsplan bei Anderungen des Anlagenbetriebs oder der Uberwachungsmethode
anzupassen und der DEHSt zur Genehmigung vorzulegen. Der Gesamtaufwand wird dabei
voraussichtlich gleichbleiben, so dass der Wert fur den Gesamtaufwand aus der Bestands-
messung tbernommen wird.

(2)  Fallzahl

Die Vollzugspraxis in der Handelsperiode 2013-2020 hat gezeigt, dass die Anzahl von rele-
vanten Anderungen des Uberwachungsplans inzwischen hoher liegt als im Rahmen der Be-
standmessung noch ermittelt wurde. Diese Anzahl wird sich auch in der Handelsperiode 2021-
2030 nicht grundlegend andern. Daher wird die Annahme zur zukiinftigen Fallzahl von Ande-
rungen des Uberwachungsplans auf 180 Falle pro Jahr erhéht.
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(iii) Veranderung des Erflllungsaufwands fir den Uberwachungsplan

Wie aus der nachfolgenden Tabelle ersichtlich, wird der jahrliche Erfillungsaufwand fur die
Erstellung und die Anderung des Uberwachungsplans in der Handelsperiode 2021-2030 etwa
0,8 Mio. Euro betragen. Gegeniber dem bei der Bestandmessung flr diese Vorgabe ermittel-
ten Erflllungsaufwand (0,9 Mio. Euro) wird der jahrliche Erflllungsaufwand in der Handelspe-

riode 2021-2030 damit um etwa 0,1 Mio. Euro zurtickgehen.

Vorgabe: Uberwachungsplan nach § 6 TEHG
interne Kosten | Kosten Externer| Gesamt- Fallzahl Summe
aufwand pro Jahr
in € in € in € in €

Anpass. einfach 1.044 240 1.284 52 66.786
Anpass. komplex 2.610 600 3.210 140 449.453
Neuanlage 5.220 1.200 6.420 10 64.198
Anderung 1.044 254 1.298 180 233.701
Gesamt 814.138

Vorgabe Nr. 3: Kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten
(1) Aufwand

Die kostenlose Zuteilung von Emissionszertifikaten setzt einen Antrag des Anlagenbetreibers
voraus. Der Aufwand zur Erstellung dieses Antrags hangt — ahnlich wie bei der Emissionsbe-
richterstattung — entscheidend von der Komplexitat der Anlage ab. Daher wurden bereits fir
die TEHG-Bestandsmessung zwei Fallgruppen differenziert (einfache/komplexe Anlage), fur
die jeweils unterschiedlich hohe Werte bei den Einzelkomponenten des Erfullungsaufwandes
ermittelt wurden.

Im Hinblick auf den zukiinftig zu erwartenden Erfiillungsaufwand werden sich fiir die Handels-
periode 2021- 2030 erhebliche Veranderungen ergeben. Auf der einen Seite hangt die Hohe
der kostenlosen Zuteilung von den tatsachlichen Produktionsmengen in den Jahren 2014-
2018 ab. Diese Daten haben die Betreiber in Deutschland bereits mit den Mitteilungen zum
Betrieb nach § 22 ZuV 2020 erhoben und der DEHSt Gbermittelt. Daher fallt bei diesen Zutei-
lungsantragen kein zusatzlicher Aufwand fir die Ermittlung dieser Daten an.

Auf der anderen Seite werden im Rahmen des Zuteilungsverfahrens auch Effizienzdaten der
Anlage erhoben, auf deren Grundlage die EU-Kommission dann EU-weit einheitlich die sog.
.Produkt-Benchmarks*” festlegt; diese Effizienzdaten der Anlagen wurden bislang nicht erho-
ben. Fir diese neue Datenerhebung kommt es entscheidend darauf an, aus wie vielen Teil-
elementen die Zuteilung an eine Anlage besteht. Bei einem einheitlichen Produkt ist diese
Datenerhebung einfach, da die Betreiber alle erforderlichen Daten im Wesentlichen bereits im
Rahmen der Emissions- bzw. Produktionsberichterstattung der Jahre 2014 bis 2018 erhoben
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haben. Komplex ist diese Datenerhebung hingegen bei Anlagen, deren kostenlose Zuteilung
aus mehreren Teilelementen besteht, da in diesen Fallen die Gesamtemissionsmenge den
einzelnen Teilelementen zugeordnet werden muss.

Im Ergebnis wird daher fur die Abschatzung des Erfillungsaufwands fir die kostenlose Zutei-
lung (interne/externe Kosten) gegenliber der Bestandsmessung eine veranderte Gruppenbil-
dung auf der Basis der kostenlosen Zuteilung in der laufenden Handelsperiode vorgenommen.
Einfache Zuteilungsantrage sind solche fur Anlagen, die nur ein Zuteilungselement besitzen,
komplexe Zuteilungsantrage sind solche von Anlagen mit mehreren Zuteilungselementen. In
beiden Fallgruppen wird der Bearbeitungsaufwand im Vergleich zur laufenden Handelsperiode
wegen der deutlich vereinfachten EU-Zuteilungsregeln um mehr als die Halfte zurtickgehen.
Far die Abschatzung wird ein Ruckgang um jeweils 50 % angesetzt.

(2)  Fallzahl

Innerhalb der Handelsperiode 2021-2030 werden von den 1.840 Anlagen voraussichtlich
1.687 Anlagen eine kostenlose Zuteilung jeweils fur die Zeitrdume 2021-2025 und 2026-2030
erhalten. 153 Kraftwerke, die nur Strom produzieren, erhalten keine kostenlose Zuteilung. Die
jahrliche Fallzahl ergibt sich also aus: 1.687 Anlagen x 2 Zuteilungsverfahren : 10 Jahre = 337
Falle pro Jahr.

Innerhalb der Handelsperiode 2021-2030 werden voraussichtlich jahrlich 10 Neuanlagen eine
kostenlose Zuteilung erhalten. Die jahrliche Fallzahl der Neuanlagen betragt somit 10.

(3) Veranderung des Erflllungsaufwands fur die kostenlose Zuteilung

Wie aus der nachfolgenden Tabelle ersichtlich, wird der jahrliche Erflllungsaufwand fiur die
kostenlose Zuteilung in der Handelsperiode 2021-2030 etwa 2,0 Mio. Euro betragen. Gegen-
Uber dem bei der Bestandmessung fir diese Vorgabe ermittelten Erfullungsaufwand (3,0 Mio.
Euro) wird der jahrliche Erfullungsaufwand in der Handelsperiode 2021-2030 damit um etwa
1,0 Mio. Euro zurtickgehen.

Vorgabe: Kostenlose Zuteilung nach § 9 TEHG
interne Kosten | Kosten Externer| Gesamt- Fallzahl Summe
(/. 50 %) (Verifizierung ./. | aufwand | pro Jahr
in € 50 %) in € in € in €

komplex 4.800 3.762 8.562 133 1.138.698
einfach 2.400 1.881 4.281 204 875.000
Neuanlage 1.200 1.242 2.442 10 24.419
Gesamt 2.038.117

Vorgabe Nr. 4: Mitteilung zum Betrieb
(1) Aufwand



-25- Drucksache 387/18

Die Betreiber emissionshandelspflichtiger Anlagen sind bereits in der laufenden Handelsperi-
ode verpflichtet, der DEHSt einmal jahrlich die Produktionsmengen des Vorjahres mitzuteilen.
Diese Mitteilungspflicht tber die Produktionsmengen des Vorjahres wird in der Handelsperiode
2021-2030 fortgefuhrt. Fir die Abschatzung des Bearbeitungsaufwands werden die Ergeb-
nisse der Destatis- Bestandsmessung fortgefiihrt.

Allerdings wird diese Mitteilung der Produktionsmengen in der Handelsperiode 2021-2030 eine
grolRere Bedeutung bekommen, da die Zuteilungen bei einem Anstieg oder Riickgang der Pro-
duktionsmenge in wesentlich starkerem MalRe angepasst werden als bisher (dynamische Al-
lokation). Da die Zuteilungen in diesen Fallen von Amts wegen angepasst werden, ergibt sich
hieraus nur ein héherer Aufwand der Verwaltung (s. unten c.).

Zusatzlich missen diese Produktionsmengenmitteilungen zuklinftig zusammen mit dem Emis-
sionsbericht von einem Sachverstandigen verifiziert werden. Wegen der einheitlichen Verifi-
zierung werden hier zusatzliche Verifizierungskosten von durchschnittlich 500 € pro Anlage
angesetzt.

(2) Fallzahl

Die Mitteilungspflicht betrifft die 1.687 Anlagenbetreiber, die in der Handelsperiode 2021-2030
eine kostenlose Zuteilung erhalten werden (s. oben Vorgabe Nr. 3). Die jahrliche Fallzahl be-
tragt daher 1.687.

(3) Veranderung des Erflllungsaufwands fur die Mitteilung zum Betrieb

Wie aus der nachfolgenden Tabelle ersichtlich, wird der jahrliche Erfillungsaufwand fur die
Mitteilung zum Betrieb in der Handelsperiode 2021-2030 etwa 1,2 Mio. Euro betragen. Gegen-
Uber dem bei der Bestandmessung fir diese Vorgabe ermittelten Erfillungsaufwand (0,45 Mio.
Euro) wird der jahrliche Erflllungsaufwand in der Handelsperiode 2021-2030 wegen der zu-
satzlichen Verifizierungskosten um etwa 0,75 Mio. Euro steigen.

Vorgabe: Mitteilung zum Betrieb nach § 22 ZuV 2020
interne Kosten | Kosten Externer| Gesamt- Fallzahl Summe
(Std-Satz 47,30) | (Verifizierung) aufwand | pro Jahr
in € in € in € in €
Mitteilung 224 500 724 1.687 1.220.916
Gesamt 1.220.916

dd) Ergebnis

Zur Abschatzung des Erflllungsaufwandes fir die Wirtschaft, der sich aus der Anderung des
TEHG voraussichtlich ergeben wird, wurden die Destatis-Basisdaten aus der Messung des
Erflllungsaufwandes fiir die Vorgaben des TEHG 2011 herangezogen und fiir diejenigen Vor-
gaben aktualisiert, bei denen sich die Gesetzesanderung in relevanter Weise auswirken wird.
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Im Ergebnis ist fur die Handelsperiode 2021-2030 eine Verringerung des Erflllungsaufwandes
fur die Wirtschaft im Umfang von etwa 8,75 Mio. € pro Jahr zu erwarten. In der nachfolgenden
Tabelle ist die Verteilung der Gesamtveranderung auf die Einzelvorgaben dargestellt.

Vorgabe | TEHG Bezeichnung der Vorgabe Veranderung
Nr. in Tsd. €
1 §5 Emissionsermittiung / Emissionsbericht -8.399
2 §6 Erstellung / Anderung Uberwachungsplan -176
3 §9 Zuteilung kostenloser Berechtigungen -1.024
4 § 22 Mitteilung zum Betrieb (§ 22 ZuV 2020) 844
Summe -8.755

c) Erfillungsaufwand der Verwaltung

Das Gesetz verandert im Wesentlichen den Erflllungsaufwand der Verwaltung des Bundes.
Zustandig fur den Vollzug des TEHG ist die Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) im Um-
weltbundesamt. Nachfolgend wird der flir die Handelsperiode 2021-2030 zu erwartende Erfl-
lungsaufwand im Einzelnen dargestellt.

aa) Einbezogene Geschaftsprozesse

Die Prifung des Erflllungsaufwandes folgt derselben Methodik, die im Rahmen der Anderung
des TEHG im Jahr 2017 zur Einbeziehung der Polymerisationsanlagen in den EU-Emissions-
handel angewendet wurde. Danach wurde der Erflllungsaufwand fiir die verschiedenen Ver-
waltungstatigkeiten im Vollzug des TEHG auf der Basis von Erfahrungswerten abgeschatzt.
Diese Erfahrungswerte ergaben sich einerseits aus einer UBA-internen Organisationsuntersu-
chung, die mit Unterstitzung des Bundesamtes fur zentrale Dienste und offene Vermogens-
fragen (BADV) durchgefiihrt wurde. Soweit von der TEHG-Anderung 2017 Geschaftsprozesse
betroffen waren, die noch nicht Gegenstand der Organisationsuntersuchung waren, wurde der
Erflllungsaufwand gesondert ermittelt.

Aus der nachfolgenden Tabelle ist der 2017 ermittelte Arbeitsaufwand flr die einzelnen Ge-
schéaftsprozesse ersichtlich. Fir die kommende Handelsperiode 2021-2030 ist davon auszu-
gehen, dass dieser Aufwand der Verwaltung fur die dargestellten Geschaftsprozesse weitge-
hend gleichbleiben wird.
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Arbeitsaufwand
Vorgaben pro Fall
in Std.
1 Prifung Emissionsberichte 6,3
2 Priifung Uberwachungsplan (Anpassung) 8,0
3 |Prifung Uberwachungsplan (Anderung) 4,0
4 kostenlose Zuteilung Bestandsanlagen 13,9
5 kostenlose Zuteilung Neuanlagen 43,6
6 Prifung der Mitteilungen zum Betrieb 1,5
7 Stellungnahme TEHG-Genehmigung 15,0
8 Eréffnung Registerkonto (inkl. VPS) 1,8
9 Verwaltung Registerkonto 2,7

bb) Nicht einbezogene Geschaftsprozesse

Zusatzlich werden bei der DEHSt in der kommenden Handelsperiode weitere Geschaftspro-
zesse hinzukommen, deren konkrete Auswirkungen derzeit noch nicht abgeschatzt werden
kénnen, da der hierflr notwendige Rechtsrahmen EU-weit einheitlich durch die EU-Kommis-
sion festgelegt wird und gegenwartig noch keine Entwirfe der EU-Kommission fir die Ausge-
staltung dieses Rechtsrahmens vorliegen. Dies betrifft zum einen den Vollzug der ,dynami-
schen Zuteilung®, also der Anpassung der kostenlosen Zuteilung bei verdnderten Produktions-
mengen. Diese Regeln zur dynamischen Anpassung der Zuteilung werden erst ab dem Jahr
2021 gelten. Gegenwartig fuhrt dies also noch nicht zu einer Veranderung des Arbeitsauf-
wands. Grundlage fir die dynamische Anpassung der Zuteilungen sind die Produktionsmittei-
lungen, die von den Anlagenbetreibern bereits nach dem geltenden Recht jahrlich abgegeben
werden missen (s. oben Abschnitt b. Vorgabe Nr. 4). Ob und in welchem Umfang die zustan-
dige Behorde daraufhin die Zuteilungsentscheidung wird anpassen missen, hangt wesentlich
von den konkreten Festlegungen in dem delegierten Rechtsakt nach Art. 10a Absatz 21 der
Richtlinie 2003/87/EG ab, fur den die EU-Kommission voraussichtlich erst im Jahr 2019 einen
ersten Entwurf vorlegen wird. Der zusatzliche Erflllungsaufwand flr den Vollzug der dynami-
schen Allokation wird dann spater im Rahmen der nationalen Umsetzung des delegierten
Rechtsaktes abgeschatzt.

Zum anderen steht in den kommenden Jahren auf EU-Ebene ein Uberpriifungsprozess zum
Emissionshandel im Luftverkehr an, bei dem festgelegt wird, wie der EU-Emissionshandel im
Luftverkehr mit dem globalen marktbasierten Mechanismus der Internationalen Zivilluftfahrt-
Organisation (ICAO) verknupft wird. Der ab dem Jahr 2024 fir den Emissionshandel im Luft-
verkehr entstehende Erfullungsaufwand fir die Verwaltung kann erst nach der Festlegung auf
EU-Ebene abgeschatzt werden und wird ebenfalls zu einem spateren Zeitpunkt im Rahmen
der nationalen Umsetzung dargestellt. Zum gegenwartigen Zeitpunkt resultiert hieraus noch
keine Veranderung des Erflllungsaufwands fiir die Verwaltung.
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cc) Verdanderung des Erfilllungsaufwands bei den einbezogenen Geschiftsprozes-
sen

Unter Beibehaltung der Aufwandsabschatzungen fir die einbezogenen Geschéaftsprozesse
wird sich der Erflllungsaufwand fiir die DEHSt in der kommenden Handelsperiode 2021-2030
entsprechend der Veranderungen bei den jahrlichen Fallzahlen andern.

In der nachfolgenden Tabelle sind die Veranderungen der Fallzahlen fur die einzelnen Ge-
schéaftsprozesse dargestellt. Die Veranderungen resultieren im Wesentlichen aus drei Effek-
ten: Bei der Emissionsberichterstattung aus dem geringfligigen Riickgang der betroffenen An-
lagen (1.840 statt 1.874 Anlagen), bei der Prifung des Uberwachungsplans aus der Verlan-
gerung der Handelsperiode (zehn statt acht Jahre) und bei der kostenlosen Zuteilung neben
der Verkirzung der Zuteilungsperiode (finf statt acht Jahre) auf einem veranderten Verfahren
der Zuteilung fur Kapazitatserweiterungen.

Bei einer Bewertung dieser veranderten Fallzahlen mit dem zu erwartenden Bearbeitungsauf-
wand pro Fall zeigt sich, dass sich die Veranderungen bei den einbezogenen Geschaftspro-
zessen nahezu gegeneinander aufheben und im Ergebnis eine geringfigige Erhéhung des
Bearbeitungsaufwands bei der DEHSt von insgesamt 135 Stunden/Jahr verbleibt.

Arbeitsaufwand | Veranderung| Verdnderung
Vorgaben pro Fall Fallzahl Arbeitsaufwand
in Std. p-a. Std. p.a.
1 Prifung Emissionsberichte 6,3 |- 34 -214
2 Priifung Uberwachungsplan (Anpassung) 8,0 |- 52 -416
3 |Prifung Uberwachungsplan (Anderung) 4.0 155 620
4 kostenlose Zuteilung Bestandsanlagen 13,9 122 1.696
5 kostenlose Zuteilung Neuanlagen 43,6 |- 43 -1.875
6 Prufung der Mitteilungen zum Betrieb 1,5 |- 34 -51
7 Stellungnahme TEHG-Genehmigung 15,0 - 0
8 Er6ffnung Registerkonto (inkl. VPS) 1,8 - 0
9 Verwaltung Registerkonto 2,7 139 375
Gesamtaufwand 135

Die monetare Bewertung des zusatzlichen Aufwands beruht auf den Regeln zur ex-ante-Ab-
schatzung der Burokratiekosten nach dem ,Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Er-
fullungsaufwandes in Regelungsvorhaben der Bundesregierung“ vom Oktober 2012, erganzt
durch das Schreiben vom Bundesministerium der Finanzen vom 14. Mai 2018 (GZIIlA3-H
1012-10/07/0001:014) zu den durchschnittlichen Personal- und Sachkosten.

Dabei sind die Personalkosten pro Stunde in Héhe von 31,70 Euro (mittlerer Dienst), 43,40
Euro (gehobener Dienst) und 65,40 Euro (hdherer Dienst) anzusetzen. Zu diesen Personal-
kosten werden die pauschalen Sachkosten von 13,02 Euro pro Stunde addiert. Ferner wird
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ein Aufschlag von 10 Prozent fur Fuhrungsaufgaben und ein weiterer Aufschlag von 30 Pro-
zent fur den Gemeinkostenanteil vorgenommen. Im Ergebnis ist damit von einem Verwal-
tungsaufwand von 62,61 Euro (mittlerer Dienst), 78,99 Euro (gehobener Dienst) und 109,79
Euro (héherer Dienst) pro Stunde auszugehen.

Der Arbeitsaufwand der DEHSt wird sich voraussichtlich gleichmafig auf die drei Dienstgrup-
pen (mD, gD, hD) verteilen. Daher wird der insgesamt zu erwartende zusatzliche Arbeitsauf-
wand auf die Dienstgruppen entsprechend der bestehenden Anteile dieser Dienstgruppen
am Gesamtpersonal der DEHSt aufgeteilt. Insgesamt ergibt sich danach fir die einbezoge-
nen Geschaftsprozesse ein zusatzlicher Erflllungsaufwand bei der DEHSt als zustandiger
Vollzugsbehoérde von knapp 13 T€ pro Jahr.

Anteil Aufteilung Kosten/  Gesamtkosten

DEHSt Std pro Jahr
in % in Std. in € in€
Mittlerer Dienst [mD] 12 16 62,61 1.014
Gehobener Dienst [gD] 31 42 78,99 3.306
Hoherer Dienst [hD] 57 77 109,79 8.448
Summe 100 135 12.768

(dd) Ergebnis: Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Im Hinblick auf die einbezogenen Geschaftsprozesse wird sich der Erfillungsaufwand der Ver-
waltung bei der DEHSt um insgesamt knapp 13 T€ pro Jahr erhéhen. Die etwaigen Mehrbe-
darfe werden in den betroffenen Einzelplanen im Rahmen der geltenden Finanzplanung ge-
deckt.

5. Weitere Gesetzesfolgen

Gleichstellungspolitische Auswirkungen oder Auswirkungen auf den demografischen Wandel
sind durch dieses Gesetz nicht zu erwarten. Kleine und mittlere Unternehmen sind durch das
vorliegende Gesetz nicht in besonderem Male betroffen.

6. Weitere Kosten

Fir Unternehmen, die bereits am EU-Emissionshandelssystem teilnehmen, ergeben sich zu-
satzliche Kosten daraus, dass aufgrund der Verknappung der europaweiten Gesamtmenge
eine Steigerung des Preises von Emissionszertifikaten zu erwarten ist. In welchem Umfang
dies bei den am Emissionshandel teilnehmenden Unternehmen zu einer ergebniswirksamen
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Kostenbelastung fuhrt, ist im Wesentlichen von zwei Faktoren abhangig. Zum einen vom Um-
fang der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten, da die Unternehmen zur Abdeckung
ihrer Emissionen insoweit keine Zertifikate zukaufen missen. Und zum anderen von der Mog-
lichkeit der Unternehmen, die zusatzlichen CO,-Kosten Uber eine Erhéhung der Produktpreise
an die Kunden weitergeben zu kénnen.

Hierbei ergibt sich fur die am Emissionshandel teilinehmenden Branchen ein unterschiedliches
Bild. Fur die Stromwirtschaft ist nach den Vorgaben der Emissionshandels-Richtlinie die Mog-
lichkeit einer kostenlosen Zuteilung bereits seit 2013 ausgeschlossen, da die Kraftwerksbe-
treiber die CO2-Kosten bereits bei der Kalkulation ihrer Gebote an den Strombdérsen vollstandig
einpreisen, so dass nur die Gebote von Kraftwerken erfolgreich sind, bei denen der Borsens-
trompreis hoher ist als die Summe aus Brennstoffkosten und CO2-Kosten. Bei den Kraftwerks-
betreibern fuhrt die Fortentwicklung des Emissionshandels in der Handelsperiode 2021-2030
also im Ergebnis nicht zu einer Erhdhung der nicht Gber erhdhte Strompreise abwalzbaren
Kosten, wohl aber zu einer geringeren Auslastung von Kraftwerken, deren Gebote an den
Strombdrsen wegen hoher Brennstoff- und CO,-Kosten gegenlber effizienteren Kraftwerken
nicht zum Zuge kommen. Dieses Zurlickdrangen ineffizienter Anlagen vom Markt entspricht
allerdings dem 6konomischen Wirkungsprinzip des Emissionshandels und ist daher system-
immanent und daher eine beabsichtigte Wirkung des Emissionshandels.

Far die auf EU-Ebene am Emissionshandel teilnehmenden Industriebranchen ergibt sich ein
differenzierteres Bild. Hierzu hat die EU-Kommission am 15. Juli 2015 mit dem Vorschlag zur
Anderung der ETS-Richtlinie ein Impact Assessment (IA) vorgelegt, das fiir die groften Indust-
rie-Branchen im EU-Emissionshandel eine Abschatzung zu den insgesamt nicht abwalzbaren
Kosten aufgrund direkter Emissionen enthalt (vgl. EU-Kommission, Impact Assessment zum
Vorschlag zur Anderung der Richtlinie 2003/87/EG, SWD(2015) 135 final, S. 170-185). Im
Rahmen dieser Analyse hat die EU-Kommission in einem ersten Schritt abgeschatzt, in wel-
chem Umfang die Emissionen eines Sektors von der zu erwartenden kostenlosen Zuteilung
im Zeitraum 2021-2030 abgedeckt sein werden (s. IA 2015, S.174-179). Fir die Identifikation
der Einpreisungsmoglichkeit, d.h. die Méglichkeit, die zusatzlichen CO,Kosten weiterzugeben,
hat die EU-Kommission in einem zweiten Schritt mehrere wissenschaftliche Untersuchungen
ausgewertet und auf dieser Basis flr jeden Sektor eine durchschnittliche Mindest-Einprei-
sungsrate ermittelt. Im Ergebnis zeigte sich danach, dass nur bei wenigen Industrie-Branchen
— unter Berlcksichtigung des Abdeckungsgrades durch die kostenlose Zuteilung und der
durchschnittlichen Mindest-Einpreisungsrate — bei einem Projektionszertifikatspreis von durch-
schnittlich 25 Euro im Zeitraum 2021-2030 nicht-abwalzbare Kosten verbleiben (KOM |IA 2015,
S. 179-183). Auch unter der Annahme, dass die betroffenen Branchen fir keines ihrer Pro-
dukte und in keiner der Handelsbeziehungen die zusatzlichen CO»-Kosten Uber die Produkt-
preise weitergeben koénnen, Ubersteigt die Kostenbelastung nach der Analyse der EU-Kom-
mission fur sieben der acht analysierten Sektoren nicht die Grenze von einem Prozent des
Gesamtumsatzes in diesem Sektor (KOM IA 2015, S. 179-183). Insgesamt zeigt die Analyse
der EU-Kommission, dass fur die in den EU-Emissionshandel einbezogenen Industrie-Bran-
chen Uberwiegend kein hohes Risiko nicht-abwalzbarer Zusatzkosten besteht.
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Daruber hinaus ist zu bertcksichtigen, dass die EU-Kommission diese Analyse im Jahr 2015
vorgelegt hat und dabei noch von einer Gesamtmenge fur die kostenlose Zuteilung ausgegan-
gen ist, der nur einem Anteil von gut 40 Prozent an der Gesamtzertifikatsmenge entsprach. Im
Verlauf der Verhandlungen zur Anderungsrichtlinie ist dieser Anteil jedoch am Ende durch
Umschichtung und Einflihrung eines Sicherheitspuffers um insgesamt 3,5 Prozentpunkte an-
gehoben worden. Diese Veranderung fuhrt zu einer Erhdhung der Gesamtmenge fur die kos-
tenlose Zuteilung um etwa 8,5 Prozent. Gegenlber der Analyse der EU-Kommission erhdht
sich dadurch der durchschnittliche Ausstattungsgrad aufgrund der kostenlose Zuteilung, was
wiederum zu einer entsprechenden Absenkung der verbleibenden Kostenbelastung fihrt.

Die von der EU-Kommission auf Sektor-Ebene durchgefiihrte Analyse kann jedoch nicht auf
die Kostensituation der betroffenen Einzelunternehmen Ubertragen werden. So kénnen Ver-
anderungen der internationalen Wettbewerbssituation bei einzelnen Produktgruppen oder auf
bestimmten Absatzmarkten dazu fuhren, dass keine oder nur geringe Einpreisungsmoglich-
keiten bestehen. Auch konnen die Anlagen einzelner Unternehmen unterdurchschnittliche
Ausstattungsgrade aufweisen, insbesondere wenn diese Anlagen deutlich mehr emittieren als
die EU-weit besten 10 Prozent der Anlagen, die in jeder Industrie-Branche den jeweiligen Pro-
dukt-Benchmark setzen. Eine solche Zusatzbelastung ineffizienter Anlagen entspricht jedoch
dem Wirkungsprinzip des EU-Emissionshandels, der gerade fir ineffiziente Anlagen 6konomi-
sche Anreize zur Effizienzverbesserung setzen soll.

Die dargestellten Wirkungsmechanismen werden dazu fuhren, dass die unmittelbar und mit-
telbar betroffenen Unternehmenskreise ihre steigenden Kosten flir Emissionszertifikate tber
Preiserh6hungen an andere Unternehmen und Privathaushalte weitergeben werden, soweit
ihnen dies moglich ist. Da dies bereits im gegenwartigen System des EU-Emissionshandels
geschieht, werden sich messbare Veranderungen des Preisniveaus sowie insbesondere des
Verbraucherpreisniveaus fur die Zeit ab 2021 nur in dem Umfang ergeben, wie sich einerseits
der durchschnittliche Zertifikatepreis zukiinftig gegentber dem Niveau des Preises in der lau-
fenden Handelsperiode verandert und in welchem Mal} sich andererseits die internationalen
Wettbewerbsbedingungen und damit die Einpreisungsmoglichkeiten der betroffenen Sektoren
gegenuber der laufenden Handelsperiode verandern.

7. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung des Gesetzes kommt nicht in Betracht, da dies nach den Vorgaben der umzu-
setzenden EU-Emissionshandels-Richtlinie ausgeschlossen ist.

Das Gesetz dient der Umsetzung der novellierten EU-Emissionshandels-Richtlinie. Nach die-
ser Richtlinie sind fur den EU-Emissionshandel verschiedene Evaluierungsinstrumente vorge-
sehen, beispielsweise die jahrliche Berichterstattung durch die Mitgliedstaaten nach Art. 21
der Richtlinie 2003/87/EG sowie verschiedene Berichte der EU-Kommission Uber die Anwen-
dung und Fortentwicklung des EU-Emissionshandels. Diese Evaluierung auf EU-Ebene ist
zielflUhrender als eine nationale Evaluierung dieses EU-weiten Klimaschutzinstruments.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis)

Mit der Anderung in Nummer 1 wird das Inhaltsverzeichnis an die Anderungen des Gesetzes-
textes angepasst.

Zu Nummer 2 (§ 1)

Erganzung in § 1 tragt dem erweiterten Anwendungsbereich des Gesetzes fir Mallnahmen im
internationalen Flug- und Schiffsverkehr Rechnung.

Zu Nummer 3 (§ 2)

Die Streichung in Absatz 5 Nummer 3 folgt der Anderung von Anhang 1 der 4. BImSchV vom
9. Januar 2017 (BGBI | S. 42), mit der Nr. 8.2 des Anhang 1 der 4. BImSchV aufgehoben
wurde.

Durch den neu angefligten Absatz 9 wird der Anwendungsbereich des TEHG fir die Zwecke
der Durchflihrung des globalen marktbasierten Mechanismus (CORSIA) der ICAO erweitert.
Die EU-Kommission wird einen delegierten Rechtsakt nach Art. 28c der Richtlinie 2003/87/EG
erlassen, der EU-weit einheitliche Vorgaben fur eine angemessene Emissionsiberwachung, -
berichterstattung und -prifung enthalt und mit dem die Rechtsgrundlage geschaffen wird, um
die erforderlichen Uberwachungsplane der Luftfahrzeugbetreiber durch die nationalen Behor-
den zu genehmigen. Hierfiir bedarf es einer Anpassung des Anwendungsbereichs des TEHG.
Nach dem CORSIA-Mechanismus werden von Deutschland alle Luftfahrzeugbetreiber verwal-
tet, die eine deutsche Luftfahrtbetriebsgenehmigung (§ 2 Absatz 6 Nummer 1) haben. Fir
diesen speziellen Anwendungsbereich des TEHG gelten nur die Regelungen des Vierten Ab-
schnitts sowie eine BuRgeldregelung.

Zu Nummer 4 (§ 3)

Nummer 6 wird aufgehoben, da eine Definition der Emissionsreduktionseinheiten im Sinne
des § 2 Nummer 20 des Projektmechanismen-Gesetzes durch die Neufassung des § 18 Uber-
flissig wird.

Nummer 8 wird angepasst, da ab 2021 auch Anlagenbetreiber ihre Abgabeverpflichtung mit
Luftverkehrsberechtigungen erfullen konnen (Art. 12 Absatz 3 der Richtlinie 2003/87/EG). Die
Begriffsbestimmung in Nummer 10 wird an die aktuell geltende Monitoring-Verordnung ange-
passt. Die Begriffsbestimmung in Nummer 12 wird mit der Streichung des § 36 hinfallig. Der
Begriff der Polymerisationsanlage wird im TEHG nicht mehr verwendet. Dies gilt auch fir den
Begriff ,zertifizierte Emissionsreduktion®, so dass auch Nummer 18 gestrichen wird.
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Zu Nummer 5 (§ 4)

Der erganzende Verweis auf Absatz 4 hat nur klarstellende Bedeutung, da auch nach dem
geltenden Recht die gesonderte Erteilung der Emissionsgenehmigung ein Sonderfall der Ge-
nehmigungserteilung nach Absatz 1 ist. Allerdings war der Vollzug dieser Regelung durch die
Landesbehodrden bislang nicht einheitlich, insbesondere bei Verfahren zur Feststellung, ob
eine Anlage dem Anwendungsbereich des TEHG unterliegt oder nicht. Durch die Klarstellung
wird nunmehr ein bundeseinheitlicher Vollzug sichergestellit.

In der Vorbereitung der Handelsperiode 2021 bis 2030 kann das Instrument der gesonderten
Erteilung der Emissionsgenehmigung auch daflr genutzt werden, fir altere Bestandsanlagen
eine Entscheidung des Europaischen Gerichtshofs vom 28. Februar 2018 (C 577/16 - Trinse0)
im Vollzug des nationalen Rechts umzusetzen. Soweit die zustandige Landesbehodrde bei der
gesonderten Erteilung der Emissionsgenehmigung feststellt, dass in einer Anlage keine Emis-
sionsquelle nach § 4 Absatz 3 Nummer 4 vorhanden ist, unterliegt diese Anlage nicht dem
Anwendungsbereich des Gesetzes.

Zu Nummer 6 (§ 6)

Die Streichung von § 6 Absatz 2 Satz 1 bewirkt keine materielle Rechtsanderung, da die Ge-
nehmigungsbediirftigkeit des Uberwachungsplans bereits unmittelbar in Artikel 12 der Monito-
ring-Verordnung geregelt ist.

§ 6 Absatz 3 konkretisiert das Verfahren fir die notwendigen Anpassungen des Uberwa-
chungsplans innerhalb einer Handelsperiode. Die Vorgaben der im Jahr 2012 in Kraft getrete-
nen Monitoring-Verordnung fiir die Anpassung von Uberwachungsplénen gehen Uber die be-
reits vorher beschlossene Regelung des § 6 Absatz 3 hinaus. Um die daraus entstandene
Rechtsunsicherheit zu beenden, wird § 6 Absatz 3 entsprechend den Vorgaben von Artikel 14
bis 16 der Monitoring-Verordnung angepasst. Danach sind Betreiber verpflichtet, den Uberwa-
chungsplan bei erheblichen Anderungen der Uberwachung, wie sie in Artikel 15 Absatz 3 und
4 der Monitoring-Verordnung aufgefiihrt sind, umgehend anzupassen und der zustandigen
Behorde zur Genehmigung vorzulegen. Fur das Verfahren der Genehmigung des angepass-
ten Uberwachungsplans gelten dieselben Anforderungen wie fiir die allgemeine Genehmigung
des Uberwachungsplans vor jeder Handelsperiode. Insofern verweist Satz 2 auch auf diese
Regelungen. Die Pflicht zur unverziiglichen Vorlage des angepassten Uberwachungsplans ist
gerade bei erheblichen Anderungen der Uberwachung erforderlich, da die angewendeten
Uberwachungsmethoden in den meisten Fallen nicht riickwirkend geéndert werden kénnen.
Daher darf der Betreiber erst mit der geanderten Form der Uberwachung beginnen, nachdem
die zustandige Behdrde den insoweit angepassten Uberwachungsplan genehmigt hat.

Fir nicht erhebliche Anderungen der Uberwachung erdffnet Artikel 15 Absatz 1 Satz 2 der
Monitoring-Verordnung die Méglichkeit, dass die zustandige Behdrde dem Betreiber innerhalb
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desselben Kalenderjahres eine langere Frist zur Vorlage des geanderten Uberwachungsplans
einraumt. Zur Vollzugserleichterung eroffnet die zusatzliche Verordnungsermachtigung in § 28
Absatz 2 Nummer 2 die Méglichkeit, in einer Verordnung konkrete Fallgruppen flir sonstige
Anderungen der Tatigkeit und fir nicht erhebliche Anderungen der Uberwachung festzulegen,
fur die abweichende Fristen fiir die Anzeige der Anderung und fir die Vorlage des geanderten
Uberwachungsplans gelten. Durch diese Moéglichkeit der Biindelung von Anzeigen kann der
Bearbeitungsaufwand fur Betreiber und fur die zustandige Behdrde reduziert werden.

Zu Nummer 7 (§ 7)

Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen, da Anlagenbetreiber auch Luftverkehrsberechtigungen zur
Erflllung ihrer ab dem 1. Januar 2021 entstandenen Abgabeverpflichtungen verwenden kon-
nen. Die Anderung von Absatz 2 ist erforderlich, da die ab dem 1. Januar 2013 ausgegebenen
Berechtigungen fur unbegrenzte Zeit gultig sind und nicht mehr in Berechtigungen der nach-
folgenden Handelsperiode umgetauscht werden. Durch die Markierung, fur welche Handels-
periode die Berechtigungen ausgegeben wurden, wird sichergestellt, dass die Berechtigungen
erst fir Abgabeverpflichtungen ab der Handelsperiode verwendbar sind, fir die sie ausgege-
ben wurden. So kdnnen beispielsweise die Berechtigungen, die fir das Jahr 2021 ausgegeben
werden, nicht zur Abdeckung der Emissionen des Jahres 2020 verwendet werden, da dieses
Jahr nicht Teil der Handelsperiode 2021-2030 ist.

Zu Nummer 8 (§ 8)

Die Anderung von § 8 Absatz 1 stellt klar, dass die Auktionen nach den EU-weit einheitlichen
Vorgaben der EU-Auktionsverordnung durchgefiihrt werden. Mit Satz 2 setzt Deutschland die
mit der gednderten Richtlinie 2003/87/EG neu geschaffene Mdglichkeit um, dass Mitgliedstaa-
ten im Fall der Stilllegung von Stromerzeugungskapazitaten aufgrund zusatzlicher nationaler
Malinahmen gemal den Vorgaben des Artikel 12 Absatz 4 der Richtlinie 2003/87/EG aus ihrer
nationalen Versteigerungsmenge Emissionszertifikate I6schen kdnnen. Bei dieser Ermessens-
entscheidung ist insbesondere auch der Uberschussabbau zu beriicksichtigen, der bereits
durch die ab dem 1. Januar 2019 EU-weit in Kraft tretende Marktstabilitatsreserve bewirkt wird.
Die Loschung setzt einen Beschluss der Bundesregierung voraus. Bei der Entscheidung der
Bundesregierung Uber die Loschung von Zertifikaten sind die einschlagigen haushaltsrechtli-
chen Rahmenbedingungen zu berticksichtigen.

Zu Nummer 9 (§ 9)

Die Anderungen in § 9 passen die nationalen Regelungen fiir die kostenlose Zuteilung von
Berechtigungen an die veranderten Vorgaben der Richtlinie 2003/87 an. Die wichtigste Veran-
derung besteht darin, dass die EU-weit einheitlichen Zuteilungsregeln fir die Handelsperiode
2021-2030 nicht mehr als Beschluss der EU-Kommission erlassen werden, sondern als un-
mittelbar verbindliche Kommissions-Verordnung. Damit entfallt die bisherige Umsetzung als
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nationale Rechtsverordnung nach § 10. Durch die Aufhebung von § 10 ergeben sich Folgean-
derungen auch in § 9 Absatz 2. Die Praklusionsregel in Absatz 2 Satz 3 wird fortgefuhrt, nach-
dem der Europaische Gerichtshof die Zulassigkeit dieser Praklusionsregel ausdricklich besta-
tigt hatte (EuGH, Urteil vom 22. Februar 2018, Rs C-572/16 — Ineos).

Nach dem bisherigen Absatz 5 war die Moéglichkeit zusatzlicher Hartefallzuteilungen vorgese-
hen. Da der Europaische Gerichtshof diese Sonderzuteilungen als nicht mit der EU-Emissi-
onshandels-Richtlinie vereinbar erklart hat, wird die Regelung aufgehoben.

Zu Nummer 10 (§ 10)

Die EU-weit einheitlichen Zuteilungsregeln fiir die Handelsperiode 2021-2030 werden in einer
unmittelbar geltenden Kommissionsverordnung festgelegt. Daher ist die Verordnungsermach-
tigung in §10 hinfallig.

Zu Nummer 11 (§ 11)

Der neugefasste § 11 regelt die kostenlose Zuteilung fur Luftfahrzeugbetreiber fir die Zeit nach
dem Jahr 2020. Fir die Jahre 2021-2023 enthalt Absatz 1 eine Sonderregelung, wonach alle
Luftfahrzeugbetreiber, die im Zeitraum von 2013-2020 eine Regelzuteilung oder eine Zuteilung
aus der Sonderreserve erhalten haben, fur die Jahre 2021 bis 2023 jeweils die Anzahl der far
das Jahr 2020 zugeteilten Berechtigungen erhalten. Ab 2021 wird die jahrliche Zuteilung an
Luftfahrzeugbetreiber um den ab 2021 geltenden linearen Faktor gemal Artikel 9 der Richtlinie
2003/87/EG gekiirzt.

Die Anderungen in den Absétzen 2 bis 4 betreffen die Voraussetzungen, nach denen Luftfahr-
zeugbetreiber einen Antrag auf eine kostenlose Zuteilung fir die nachfolgende Zuteilungspe-
riode bis 2030 stellen kénnen. Fir die Jahre 2024 bis 2030 gilt die Ausnahmeregelung nach
Artikel 28a Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2003/87/EG nicht mehr. Nach Artikel 28b Absatz 2
und 3 der Richtlinie 2003/87/EG wird die Kommission innerhalb von 12 Monaten nach Einfiih-
rung des globalen marktbasierten Mechanismus gegebenenfalls Vorschlage zur Anderung,
Streichung, Erweiterung oder Ersetzung dieser Ausnahmenregelungen vorlegen.

Mit Absatz 5 wird die nach Artikel 28b Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG bestehenden Ver-
offentlichungspflicht der Mitgliedstaaten umgesetzt.

Absatz 6 dient zum einen der Klarstellung, dass auch im Luftverkehr die Zuteilungsentschei-
dung anzupassen ist, wenn dies auf Grund eines Rechtsakts der Europaischen Union, insbe-
sondere in Folge der Uberpriifung nach Artikel 28b der Richtlinie 2003/87/EG, erforderlich ist.
Bislang bestand solche Anpassungsregelung ausdricklich nur fur die Zuteilung im stationaren
Bereich (nunmehr § 9 Absatz 5). Zudem wurde aus Griinden der Rechtsklarheit ein Aufhe-
bungsgrund flr die Zuteilungsentscheidung fiir den Fall geschaffen, in dem ein Luftfahrzeug-
betreiber seinen Betrieb einstellt. Bei den stationaren Anlagen im EU-Emissionshandel exis-
tiert eine entsprechende Regelung fir die Aufhebung der Zuteilungsentscheidung fir den Fall
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der endglltigen Anlagenstillegung in § 20 Absatz 3 der Zuteilungsverordnung 2020 (BGBI.
2011 1 1921). Auf der Ebene des EU-Rechts ist diese Einstellung der weiteren kostenlosen
Zuteilung bereits durch Artikel 10 Absatz 5 der Registerverordnung (EU) 389/2013 vorgege-
ben, nach dem im Fall von Betriebseinstellungen bei Luftverkehrsbetreibern keine kostenlose
Zuteilung mehr auf dem jeweiligen Betreiberkonto verbucht werden kann.

Zu Nummer 12 (§ 12 und § 13)

Die §§ 12 und 13 werden aufgehoben, da die Richtlinie 2003/87/EG eine Zuteilung aus der
Sonderreserve nicht mehr vorsieht.

Zu Nummer 13 (§ 14)

Die Vorschrift wird an die geanderte Zuteilungsregel fur Luftfahrzeugbetreiber (§ 11) ange-
passt. Eine Unterscheidung der Ausgabe zwischen Regel- und Sonderzuteilung ist im Luftver-
kehrssektor nicht mehr vorgesehen.

Zu Nummer 14 (§ 16)

Die Neufassung des § 16 tragt dem Umstand Rechnung, dass es wegen der EU-weit einheit-
lichen Form der Berechtigungen kein Regelungsbedurfnis mehr gibt fur die Berechtigungen
der einzelnen Mitgliedstaaten (bisheriger Absatz 1) und fur die Behandlung von Emissionsgut-
schriften (ehemaliger Absatz 2).

Zu Nummer 16 (§ 18)

Der Regelungsgegenstand des bisherigen § 18 war der Umtausch von Emissionsgutschriften
in Berechtigungen. Da dieser Umtausch in der Handelsperiode 2021 — 2030 nicht mehr zulds-
sig ist, entfallt der bisherige § 18.

Er wird ersetzt durch den neu eingefihrten 4. Abschnitt des TEHG. Die Anpassung dient der
Umsetzung der globalen marktbasierten Maltnahme der ICAO. Absatz 1 verweist insoweit auf
die EU-weit einheitlichen Pflichten der Luftfahrzeugbetreiber, fir die in der Verordnung festge-
legten Tatigkeiten ihre Treibhausgasemissionen ordnungsgemaf zu uberwachen, zu berich-
ten und zu prufen. Nach Absatz 2 ist das Umweltbundesamt flr den verwaltungsrechtlichen
Vollzug der globalen marktbasierten MaRnahme der ICAO zustandig. Der ausdrtickliche Ver-
weis in Absatz 3 auf die fur den Vollzug erforderlichen Vorschriften der §§ 20, 22 Absatz 3 und
§ 23 ist notwendig, da nach der Anwendungsbereichseinschrankung in § 2 Absatz 9 fur den
Vollzug der globalen marktbasierten Malnahme der ICAO zunachst nur Abschnitt 4 und § 32
Absatz 3 Nummer 6 gelten soll.
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Absatz 4 enthalt eine Verordnungsermachtigung an die Bundesregierung zur Regelung von
Einzelheiten zur Emissionsberichterstattung nach dem globalen marktbasierten Mechanismus
sowie zur Verifizierung, soweit diese Sachverhalte nicht in der Verordnung nach Artikel 28¢c
der Richtlinie 2003/87/EG abschlieRend geregelt sind.

Zu Nummer 18 (§ 19)

Die Anderung dient der Anpassung an die geanderte Bezeichnung des Bundesumweltminis-
teriums.

Zu Nummer 19 (§ 21)

Die Anderungen in § 21 sind Folgeadnderungen zu den Anderungen in den §§ 9 und 11.

Zu Nummer 20 (§ 22)

Mit den Anderungen in Absatz 1 werden einzelne neue Gebiihrentatbesténde eingefiihrt. Die
Erhéhung des Gebuhrenrahmens flir die Widerspruchsgebihr in Absatz 3 beruht auf den Er-
fahrungen mit dem Bearbeitungsaufwand bei den Widerspruchsverfahren der bisherigen Han-
delsperioden.

Zu Nummer 21 (§ 25)

In Absatz 2 wird der bisherige Satz 3 gestrichen, da die Europaische Kommission eine Ver-
ordnung nach Artikel 10a Absatz 1 Satz 1 der Richtlinie 2003/87 erlassen wird, in der mdglich-
erweise eine EU-weit unmittelbar geltende Regelung zur Aufteilung der Zuteilung im Fall der
Teilung einer Anlage enthalten sein wird. Die Aufhebung von Satz 3 stellt den Vorrang der EU-
rechtlichen Vorgaben sicher.

Eine besondere Form des Betreiberwechsels ergibt sich bei Insolvenzverfahren. Hier erga-
ben sich in der bisherigen Vollzugspraxis Unsicherheiten, inwieweit der Insolvenzverwalter
der Anzeigepflicht nach Absatz 1 unterliegt. Zur Klarstellung der Rechtslage legt der zusatzli-
che Absatz 3 nunmehr ausdricklich fest, dass der Insolvenzverwalter nach Eréffnung des
Insolvenzverfahrens die zustandige Behdrde unverziglich Gber die Eréffnung des Insolvenz-
verfahrens unterrichten muss und die natirlichen Personen mitzuteilen hat, die Ubertragun-
gen von Berechtigungen vornehmen kénnen. Diese Mitteilungspflicht ist erforderlich, damit
die zustéandige Behdrde prufen kann, ob die Voraussetzungen fur eine Anpassung der Zutei-
lungsentscheidung vorliegen, beispielsweise in den Fallen einer Betriebseinstellung. Weiter-
hin muss der Insolvenzverwalter im Falle der Fortfiihrung des Betriebs dafiir sorgen, dass
den Pflichten aus dem Emissionshandel, insbesondere der Pflicht zur Abgabe der Emissi-
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onszertifikate nachgekommen wird. Entsprechendes gilt fur die vorlaufigen Insolvenzverwal-
ter mit Verfugungsbefugnis und den Betreiber als eigenverwaltenden Schuldner. Die Klarstel-
lung dient der Umsetzung der mitgliedstaatlichen Pflicht aus Artikel 16 der Richtlinie
2003/87/EG, wirksame Instrumente zur Durchsetzung der Abgabepflichten der Betreiber vor-
zusehen.

Zu Nummer 22 (§ 27)

Die Artikel 27 und 27a der Richtlinie 2003/87/EG sehen die Moglichkeit vor, dass die Mitglied-
staaten kleine Anlagen mit jahrlichen Emissionen von bis zu 25 000 Tonnen Kohlendioxid vor-
behaltlich der Durchfiihrung gleichwertiger Malinahmen sowie Kleinstemittenten, deren jahrli-
che Emissionen weniger als 2 500 Tonnen betragen, von dem europaischen Emissionshan-
delssystem ausnehmen. Die Europadische Kommission erarbeitet derzeit Leitlinien zur Umset-
zung von Artikel 27 und 27a der Richtlinie 2003/87/EG. Vor diesem Hintergrund sieht § 27 eine
Verordnungsermachtigung fur die Bundesregierung vor, um den maoglichen Ausschluss der
Anlagen und Erleichterungen fir Klein- und Kleinstemittenten bei der Uberwachung, Bericht-
erstattung und Prifung zuzulassen.

Zu Nummer 23 (§ 28)

Die bisher in § 28 Absatz 1 Nr. 3 (alt) enthaltene Verordnungsermachtigung zur Regelung von
Einzelheiten zum Umtausch von Emissionsreduktionseinheiten ist hinfallig, da die geanderte
Richtlinie 2003/87 den Umtausch von Emissionsreduktionseinheiten, zertifizierten Emissions-
reduktionseinheiten oder anderen Emissionsgutschriften fir die Zeit ab 2021 nicht mehr vor-
sieht.

Ersetzt wird diese Regelung durch die Aufnahme der Ermachtigung zur Regelung von Einzel-
heiten fur die Zuteilung von kostenlosen Berechtigungen an Anlagenbetreiber. Diese Verord-
nungsermachtigung Ubernimmt in weiten Teilen die bisherige Verordnungsermachtigung aus
dem bisherigen § 10 und passt sie an die veranderten Vorgaben der ETS-Richtlinie an. Soweit
die Verordnung der Kommission nach Art. 10a Absatz 1 Satz 1 der Richtlinie 2003/87 keine
abschlielfenden Regelungen enthalt, wird die Bundesregierung ermachtigt, durch Rechtsver-
ordnung entsprechende Regelungen zu erlassen, die insbesondere die Erhebung von Daten
Uber Emissionen und die Produktion betreffen. Die Aufzahlung in § 28 Absatz 1 Nr. 3. A)-f) ist
beispielhaft und damit nicht abschlieRend. Die Verordnungsermachtigung umfasst auch die
Moglichkeit, den Durchfihrungsrechtsakt der Kommission nach Artikel 10a Absatz 21 der
Richtlinie 2003/87 Uber die Einzelheiten der Anpassung der kostenlosen Zuteilung bei Produk-
tionsveranderungen wahrend der Handelsperiode in nationales Recht umzusetzen.

Die Streichung des § 28 Absatz 1 Nr. 4 b) ergibt sich aus dem Wegfall der Nr. 8 bis 11 Anhang
1 Teil 2 aus dem Anwendungsbereich des § 24.
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Der Wegfall der bisherigen Nummer 5 ist Folge der neuen Verordnungsermachtigung in § 27
(Privilegierungsregelung fir Kleinemittenten). Stattdessen wurde in Nummer 5 eine zusatzli-
che Verordnungsermachtigung aufgenommen, um zur Vollzugserleichterung Einzelheiten zur
Erstellung und Anderung des Uberwachungsplans nach § 6 festzulegen. Insbesondere kén-
nen fir bestimmte Fallgruppen von Anderungen der Uberwachung verlangerte Fristen fiir die
Vorlage des geanderten Uberwachungsplans festgelegt werden.

Zu Nummer 25 (§ 30)

§ 30 Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen, da der Regelungszweck dieser Norm entfallen ist. Satz
3 wurde bei der TEHG-Anderung im Jahr 2011 eingefiigt, um die Sanktionierung bei wieder-
kehrenden Fehlern in der Emissionsberichterstattung einzuschranken (s. BT-Drs. 17/5296
vom 29.03.2011, S. 56). Nach der Entscheidung des Europaischen Gerichtshofs vom 29. April
2015 (Rs C-148/14 — Nordzucker) ist die Sanktionierung nach Artikel 16 Absatz 3 der Richtlinie
2003/87 in den Fallen einer fehlerhaften Emissionsberichterstattung nicht anwendbar. Seither
wird § 30 fur diese Falle nicht mehr angewendet. Damit ist auch der legitime Schutzzweck des
§ 30 Absatz 1 Satz 3 TEHG entfallen, Betreiber bei wiederkehrenden Fehlern in der Emissi-
onsberichterstattung vor einer mehrmaligen Sanktionierung zu schitzen. So kommt § 30 Ab-
satz 1 Satz 3 TEHG in seiner bisherigen Form nur noch denjenigen Betreibern zugute, die sich
langerfristig der Teilnahme am Emissionshandel entziehen, indem sie Uberhaupt keinen Emis-
sionsbericht und keine entsprechende Zertifikatemenge abgeben. Eine solche Einschrankung
ist mit der Sanktionsverpflichtung aus Artikel 16 Absatz 3 der Richtlinie 2003/87 nicht verein-
bar.

Zu Nummer 26 (§ 32)

Die Ergadnzung in Absatz 1 Nummer 1 dient der SchlieBung einer Regelungslicke. Sofern
Betreiber nur vorsorglich eine ausreichende Menge an Zertifikaten abgeben, kénnen sie fir
die Nichtabgabe des Emissionsberichts aul3er der eher symbolischen Sanktion des § 31 nicht
belangt werden. Die Vollzugsbehdrde muss dann jeweils im Einzelfall die Emissionen schat-
zen. Die Anderungen in den Nummern 2 bis 4 dienen der Anpassung der Verweise auf die
geanderten §§ 10 bis 13.

Die Anderungen in Absatz 3 Nummer 4 und 5 stellen Folgeanderungen hinsichtlich der vorge-
nommenen Anderungen im Zusammenhang mit dem Verfahren zur Genehmigung von Uber-
wachungsplanen dar und sanktionieren die PflichtverstolRe gegen die entsprechenden Anzei-
gepflichten.

Absatz 3 Nummer 6 bezieht sich auf die Verletzung nachrangiger Pflichten im Zuteilungsver-
fahren. Die Anderung aktualisiert den Verweis auf die entsprechenden Verordnungserméachti-
gungen.
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Absatz 5 wird gestrichen, da der Regelungszweck der Norm entfallen ist. Diese ermessens-
lenkende Regelung sollte in den Fallen einer fehlerhaften Emissionsberichterstattung die pa-
rallele Anwendung der BuRRgeldregelung nach § 32 Absatz 1 Nummer 1 und die Sanktion nach
§ 30 Abs. 1 Satz 1 ausschlieRen. Nach der Entscheidung des Europaischen Gerichtshofs vom
29. April 2015 (Rs C-148/14 — Nordzucker) ist die Sanktionierung nach Artikel 16 Absatz 3 der
Richtlinie 2003/87 in den Fallen einer fehlerhaften Emissionsberichterstattung nicht anwend-
bar. Daher ist in den Fallen einer fehlerhaften Berichterstattung die parallele Anwendung von
§ 30 Absatz 1 Satz 1 und einem BufRgeldverfahren nach § 32 Absatz 1 ausgeschlossen, so
dass Schutzzweck der bisherigen Regelung entfallen ist.

Zu Nummer 28 (§§ 33 bis 35)

Zu § 33:

Die gednderten Gebiihren in § 22 werden durch die Ubergangsregelung erst mit Beginn der
Handelsperiode 2021 bis 2030 erhoben. Die Gebuhr fur die Verwaltung eines Emissionshan-
delskontos in der Handelsperiode 2013-2020 richtet sich hingegen nach dem bislang gelten-
den TEHG.

Zu § 34:

Nach Absatz 1 Satz 1 sind fur die Freisetzung von Treibhausgasen durch Tatigkeiten im Sinne
des Anhangs 1 des TEHG in seiner bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung
(TEHG 2011) die §§ 1 bis 36 TEHG 2011 mit Bezug auf die Handelsperiode 2013 bis 2020
weiter anzuwenden. Fur Anlagenbetreiber andert sich insofern also hinsichtlich dieser Pflich-
ten vor 2021 nichts. Soweit sich diese Vorschriften auf Emissionen beziehen, gelten sie fir
Emissionen aus der Handelsperiode 2013 bis 2020 fort. Auch die Berichterstattung tber Emis-
sionen und die Abgabe von Berechtigungen fur die Jahre 2018 bis 2020 richten sich also noch
nach den bisherigen Vorschriften des TEHG 2011. Die bisherigen Vorschriften des TEHG
2011 werden, wie Satz 2 klarstellt, auch auf Anlagen angewendet, die bis zum 31. Dezember
2020 in Betrieb genommen wurden.

Absatz 2 Satz 1 regelt, dass fir Anlagenbetreiber die Pflichten aus den §§ 4, 5 und 7 erst ab
Beginn des Jahres 2021 anzuwenden sind. Soweit sich diese Vorschriften auf Emissionen
beziehen, gelten sie fur Emissionen, die ab diesem Datum freigesetzt werden, also noch nicht
fur Bericht und Abgabe hinsichtlich der Emissionen aus dem Jahr 2020. Satz 2 stellt klar, dass
die §§ 9 und 14 erst Anwendung finden fiir die Zuteilung und Ausgabe von Berechtigungen,
die fur die Handelsperioden ab 2021 gelten. Satz 3 sieht vor, dass § 24 auf die Feststellung
einheitlicher Anlagen ab der Handelsperiode 2021 bis 2030 anzuwenden ist. Dies gilt schon
fur das Zuteilungsverfahren fur die Handelsperiode 2021 bis 2030. Nach Satz 4 kbénnen alte
Feststellungen einheitlicher Anlagen widerrufen werden, soweit sie nach § 24 Absatz 1 TEHG
n. F. oder der Rechtsverordnung nach § 28 Absatz 1 Nummer 4 nicht getroffen werden durften.

Zu § 35:
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Nach Absatz 1 sind fur die Freisetzung von Treibhausgasen durch Luftverkehrstatigkeiten mit
Bezug auf die Handelsperiode 2013 bis 2020 die §§ 1 bis 36 des TEHG 2011 weiter anzuwen-
den. Insbesondere die Berichterstattung tber Emissionen und die Abgabe von Berechtigun-
gen fir die Jahre 2018 bis 2020 richten sich also noch nach den bisherigen Vorschriften des
TEHG 2011. Die bisherigen Vorschriften des TEHG 2011 werden, wie Satz 2 klarstellt, auch
auf Luftfahrzeugbetreiber angewendet, die bis zum 31. Dezember 2020 emissionshandels-
pflichtige Tatigkeiten aufgenommen haben.

Nach Absatz 2 gilt fiir Luftfahrzeugbetreiber der fiir das Jahr 2020 genehmigte Uberwachungs-
plan fur die Jahre 2021 bis 2023 fort. Diese Regelung folgt der geadnderten Zuteilung fur Luft-
fahrzeugbetreiber flir die Jahre 2021 bis 2023 gemafl § 11 und setzt die Vorgaben gemafn
Artikel 28a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG um. Sofern Luftverkehrsbetreiber nicht mehr
dem Anwendungsbereich des TEHG unterliegen, ist die Vorlage eines Uberwachungsplans
nicht mehr erforderlich.

Zur Aufhebung von § 36:
Nach der Integration der Polymerisationsanlagen in den Anwendungsbereich des TEHG ist flr
die Handelsperiode ab 2021 eine Ubergangsregelung nicht mehr erforderlich.

Zu Nummer 29 (Anhang 1)

Die Anderung in Anhang 1 betrifft lediglich die Aufnahme eines zusétzlichen Ausnahmetatbe-
standes fur nichtgewerbliche Luftverkehrsbetreiber, die insgesamt jahrlich weniger als 1 000 t
Kohlendioxid emittieren. Diese zusatzliche Ausnahme ist durch die Vorgaben der Richtlinie
2003/87 vorgegeben.

Zu Nummer 30 (Anhang 2)

Die Anderung von Anhang 2 Teil 1 Nummer 1 Buchstabe b) dient der Klarstellung, dass der
Uberwachungsplan bei Neuanlagen vorgelegt werden muss, bevor die Anlage erstmals Treib-
hausgase emittiert, die nach § 5 berichtet werden muissen. Der Europaische Gerichtshof hat
in seiner Entscheidung vom 28. Juli 2016 (Rs C-457/15) festgestellt, dass die Berichtspflicht
mit der erstmaligen Emission beginnt. Dieser Zeitpunkt der erstmaligen Emission kann zeitlich
vor dem Beginn des vom Betreiber vorgesehenen Verfahrens fir die Inbetriebnahme der An-
lage liegen. Daher hatte die bisherige Bezugnahme auf die Inbetriebnahme in der Anwen-
dungspraxis zu Rechtsunsicherheit geflhrt, die mit der vorgesehenen Neuregelung beseitigt
wird.

Luftverkehrsbetreiber, die wahrend einer laufenden Handelsperiode ihre Tatigkeit aufnehmen,
miissen den Uberwachungsplan nach Anhang 2 Teil 1 Nummer 1 Buchstabe c) unverziiglich
nach Aufnahme dieser Tatigkeit vorlegen.

Die Anderung in Anhang 2 Teil 2 stellen eine Aufhebung wegen Zeitablaufs dar.
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Zu Nummer 31 (Anhang 5)

Die Streichung des Anhangs 5 erfolgt als Folgeregelung zur Verordnungsermachtigung in §
27.

Zu Artikel 2 (Anderung des Kreditwesengesetzes)

Die Anderung ist notwendig, weil die bislang verwendete Verweisung durch Umstellung der
Definitionen in § 3 TEHG ihren Anknipfungspunkt verloren hat. Durch den Bezug zu den auf-
gefihrten Normen des Projekt-Mechanismen-Gesetzes werden insoweit zuklinftige Umstel-
lungen des Treibhausgasemissionshandelsgesetzes den Verweisungsinhalt unberthrt lassen.

Zu Artikel 3 (Anderung des Wertpapierhandelsgesetzes)

Die Anderung ist notwendig, weil die bislang verwendete Verweisung durch Umstellung der
Definitionen in § 3 TEHG ihren Anknipfungspunkt verloren hat. Durch den Bezug zu den auf-
gefiihrten Normen des Projekt-Mechanismen-Gesetzes werden insoweit zuklinftige Umstel-
lungen des Treibhausgasemissionshandelsgesetzes den Verweisungsinhalt unberthrt lassen.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrolirates gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Rechtsgrundlagen fiir die Fortentwick-
lung des Europdischen Emissionshandels (NKR-Nr. 4522, BMU)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorha-
bens geprift.

. Zusammenfassung
Bilrgerinnen und Burger Keine Auswirkungen
Wirtschaft
Jahrlicher Erfullungsaufwand im Zeitraum
2021-2030: (Entlastung, gerundet): -8,76 Mio. Euro

Verwaltung des Bundes

Jahrlicher Erflllungsaufwand im Zeitraum
2021-2030 (gerundet): geringfligig

Weitere Kosten im Zeitraum 2021-2030

Verwaltungsverfahren/Gebulhren | Der Geblhrenrahmen fir Widerspruchs-
verfahren wird von 2.000 Euro auf 4.000
Euro erhdht. Es werden zudem neue
Gebuhrentatbestande fiir die Kontoverwal-
tung eingefuhrt.

Kosten des Emissionshandels | Die Senkung der Treibhausgasemissionen
der Union soll auch mit Hilfe des Emissi-
onshandelssystems erzielt werden. Daher
wird die Gesamtmenge der Berechtigun-
gen reduziert. Fur Unternehmen, die am
System teilnehmen, werden sich in der
neuen Handelsperiode 2021-2030 weitere
Kosten ergeben, wenn aufgrund der Ver-
ringerung der Emissionsberechtigungen
die Preise der Berechtigungen steigen.

Die Einschatzung des Ressorts, dass
diese Kostenbelastung der Unternehmen
noch nicht konkretisierbar ist, weil neben
dem Umfang der kostenlosen Zuteilung
dies auch von der Frage abhangt, ob und
inwieweit die Unternehmen die zusatzli-
chen CO,-Kosten Uber die Produktpreise
weitergeben kénnen, ist nachvollziehbar.

Umsetzung von EU-Recht Mit dem Regelungsvorhaben werden
Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/410
[...] umgesetzt.

Dem NKR liegen keine Anhaltspunkte
daflr vor, dass mit dem Vorhaben uUber
eine  1:1-Umsetzung hinausgegangen
wird.




Drucksache 387/18 -2-

,One in one out’ Der Verordnungsentwurf setzt EU-
Vorgaben 1:1 um. Daher wird kein An-
wendungsfall der ,One in one out-Regel
begrindet.

KMU-Betroffenheit Das Regelungsvorhaben fihrt ein beste-
hendes System weitgehend fort. Die
Betroffenheit richtet sich dabei nach der
ausgefuhrten Tatigkeit und verpflichtet
den Anlagenbetreiber gemaf der emittier-
ten Menge. Im EU-Emissionshandel exis-
tieren insoweit keine Schwellenwerte flr
KMU. Mittels einer Ermachtigungsgrund-
lage wird jedoch die Moglichkeit geschaf-
fen, durch Rechtsverordnung im Rahmen
der Vorgaben der Artikel 27 und 27a der
Richtlinie 2003/87/EG den Ausschluss aus
dem europaischen Emissionshandelssys-
tem sowie Erleichterungen und Vereinfa-
chungen fiur Kleinemittenten zu regeln.

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine
Einwande gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungs-
entwurf.

1. Im Einzelnen

Mit dem Regelungsvorhaben wird die geanderte Emissionshandelsrichtlinie (EU)
2018/410 im Wesentlichen durch eine Anderung des Treibhausgas-
Emissionshandelsgesetzes (TEHG) umgesetzt.

Die Emissionshandelsrichtlinie legt die Grundsatze fir die vierte Handelsperiode (2021-
2030) fest. Praktische Auswirkungen haben dabei die EU-Vorgaben, dass der Anteil der
zu versteigernden Emissionsberechtigungen auf 57 Prozent festgelegt wird und die Ge-
samtzahl der auf dem Markt erhaltlichen Berechtigungen ab 2021 jahrlich linear um 2,2%
sinkt (derzeit 1,74%). Die kostenlose Zuteilung wird damit fortgefuhrt, aber die Kriterien im
Benchmarkingsystem werden an den Produktionsfortschritt angepasst. Dartber hinaus
wird das Zuteilungssystem nach den Erfahrungen aus den zurtickliegenden Handelsperi-
oden vereinfacht, beispielsweise durch eine bislang nicht vorgesehene Anpassung der
Zuteilung bei Produktionserhéhungen, wodurch die bisherige sehr vollzugsaufwendige
Zuteilung fir Kapazitatserweiterungen entfallt.

Deutsche Unternehmen profitieren laut Deutscher Emissionshandelsstelle (DEHSt) in der
aktuellen Handelsperiode (2013-2020) besonders von der kostenlosen Zuteilung. Sie
erhalten mit rund 19 Prozent in Héhe von insgesamt rund 6,1 Milliarden Emissionsberech-
tigungen EU-weit den mit Abstand groten Anteil an kostenloser Zuteilung. Gefolgt wird
Deutschland von ltalien und Frankreich mit jeweils etwa zehn Prozent der kostenlosen
Zuteilung. Insgesamt schatzt die DEHSt, dass der Ausstattungsgrad der Unternehmen,
also der Anteil der Emissionen, der durch die kostenlose Zuteilung abgedeckt ist, am
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Ende der dritten Handelsperiode im Jahr 2020 bei etwa 85 Prozent liegen wird (DEHSH,
Zuteilung 2013-2020).

Neben diesen Mallhahmen soll auch die Umsetzung der bereits beschlossenen Marktsta-
bilitatsreserve, die in 2019 einsatzbereit sein soll, Auswirkungen auf die Menge der Be-
rechtigungen und damit den Preis haben. Durch die Marktstabilitdtsreserve werden die
Auktionsmengen verringert und damit das Angebot verknappt. Nach Angaben des Res-
sorts hat sich mit dem Abschluss der Reform des EU-Emissionshandels Ende 2017 der
Preis fur die Berechtigungen mehr als verdoppelt und liegt derzeit bei ca. 14-16 Euro pro
Tonne CO,. Nach Einschatzung der Bundesregierung kann die Reduzierung der Uber-
schisse zu starkeren Preisanreizen fur Investitionen in emissionsarme Technologien
fihren (BT-Drs. 18/7938).

Fir einzelne Vorgaben erhalt die Kommission die Ermachtigung, noch delegierte Rechts-
akte zu erlassen. Das betrifft bspw. die Zuteilung der Berechtigungen und die Festlegung
von Benchmarkingwerten fir die kostenlose Zuteilung.

Die Anderungen des TEHG beschrénken sich insoweit auf folgende Aspekte:

o die ab 2013 ausgegebenen Berechtigungen bleiben fir unbegrenzte Zeit giltig und
verfallen nicht mehr mit Ablauf der Handelsperiode,

e Luftfahrzeugbetreiber erhalten eine Sonderregelung fir die kostenlose Zuteilung von
Berechtigungen der Jahre 2021-2023, diese richtet sich nach der kostenlosen Zutei-
lung im Jahr 2020,

e die Zuteilung aus der Sonderreserve fur Luftfahrzeugbetreiber wird gestrichen, sie
existiert nach der Emissionshandelsrichtlinie nicht mehr,

e die Anerkennung von Berechtigungen anderer Mitgliedstaaten wird gestrichen, diese
Regelung ist aufgrund der EU-weit einheitlichen Ausgabe nicht mehr erforderlich,

o die Nutzung von Emissionsgutschriften aus internationalen Klimaschutzprojekten ist
im EU-Emissionshandel ab 2021 nicht mehr mdglich, so dass auch die bisher hierfur
vorgesehenen Regelungen im TEHG aufgehoben werden.

e mittels einer Ermachtigungsgrundlage im Rahmen der Vorgaben der Artikel 27 und
27a der Richtlinie 2003/87/EG wird die Moglichkeit geschaffen, per Rechtsverord-
nung Kleinemittenten aus dem europaischen Emissionshandelssystem auszu-
schlieRen und weitere Erleichterungen zu schaffen. Genannt werden
1. Erleichterungen bei der Emissionsberichterstattung flir Anlagen mit jahrlichen

Emissionen von bis zu 5 000 Tonnen Kohlendioxid;
2. vereinfachte Emissionsnachweise fur Anlagen mit jahrlichen Emissionen von bis

zu 2.500 Tonnen Kohlendioxid sowie

3. Ausnahmen und Vereinfachungen fir die Verifizierung von Emissionsberichten.
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Dem Emissionshandel unterfallende Branchen sind laut DEHSt die chemische Industrie,
die Papier- und Zellstoffindustrie, die mineralverarbeitende Industrie (Glas, Keramik usw.),
die Herstellung und Verarbeitung von Nichteisenmetallen, die Stahl- und Eisenindustrie,
Raffinerien sowie Verbrennungs- und Energieanlagen. Insgesamt sind zurzeit 1.874 Anla-
gen in Deutschland betroffen. Zudem fallen innereuropéaische Flige darunter, dies betrifft
etwa 75 Fluggesellschaften. SchlieRlich sind alle Schiffsbewegungen unter deutscher
Flagge erfasst, das betrifft etwa 100 Schiffe.

.1 Erfillungsaufwand

Das Ressort hat den Erfullungsaufwand nachvollziehbar geschéatzt.

Fur Biirgerinnen und Biirger fallt kein Erfullungsaufwand an.

Wirtschaft

Fur die Wirtschaft fallt eine jahrliche Entlastung von etwa -8,76 Mio. Euro im Zeitraum

2021-2030 an.

Der Erfullungsaufwand wird fir das TEHG jeweils fur die Handelsperiode geschatzt, weil
nur fir diesen Zeitraum die Regelungen festgelegt werden und die betroffenen Anlagen
bekannt sind.

In der vierten Handelsperiode (2021-2030) andert sich im Vergleich zur dritten Handelspe-
riode (2013-2020) die Periodizitat fir bestimmte Ma3nahmen. Die vierte Handelsperiode
dauert insgesamt 10 Jahre, die dritte Periode umfasste 8 Jahre. Zudem verandern sich
bei einzelnen Vorgaben die Fallzahlen bzw. der Aufwand.

1) Emissionsberichterstattung

In der neuen Handelsperiode werden keine neuen Industriesektoren einbezogen. Gleich-
wohl verringert sich die Fallzahl von 1.874 auf 1.840 Anlagen. Grund dafir ist, dass nach
der Rechtsprechung des EuGH Anlagen, die selbst keine Treibhausgasemissionen verur-
sachen, nicht am Emissionshandel teilnehmen. Daher missen diese auch keinen Emissi-
onsbericht (zu null Emissionen) abgeben. Betroffen sind 34 Anlagen, die bspw. Warme
eingekauft hatten. Neuanlagen und still gelegte Anlagen verandern die Gesamtzahl bei
der jahrlichen Vorgabe im Wesentlichen nicht. Die Anzahl der Fluggesellschaften betragt
75.

Im Einzelfall bedingt die Emissionsberichterstattung einen unterschiedlich hohen Auf-
wand. Das hangt von der GroRe der Anlage und der Komplexitat der Emissionsstrome ab
(bspw. verschieden eingesetzte Brennstoffe, zusatzlich Warmerzeugung). Insoweit erfolgt
die Schatzung differenziert fir einfache und komplexe Anlagen sowie fir gro3e und kleine
Fluggesellschaften. Zu Beginn der dritten Handelsperiode haben viele Aspekte der Emis-
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sionsberichtserstattung geklart werden missen, die den Aufwand im Einzelfall signifikant
erhoht haben. Darunter fiel nicht nur ein ,sich vertraut machen®, sondern auch vollzugsre-
levante Fragen, wie bspw. die Emissionen ermittelt werden missen. Die DEHSt hat einen
Leitfaden zur Erstellung von Emissionsberichten entwickelt. Ferner wurden strittige voll-
zugsrelevante Fragen durch entsprechende Gerichtsurteile grundsatzlich geklart.

Das Ressort schatzt daher auf Basis praktischer Erfahrungen, dass sich die internen
Kosten fiir die Emissionsberichterstattung im Vergleich zur vorherigen Handelsperiode um
etwa 25% reduzieren. Die externen Kosten der Verifizierung verandern sich dagegen
nicht. Im Einzelfall kostet daher die Emissionsberichtserstattung fiir eine einfache Anlage
rund 15.000 Euro (1000 Falle p.a.), fur eine komplexe Anlage rund 36.000 Euro (840 Falle
p.a.), fur eine grof3e Fluggesellschaft rund 22.000 Euro (49 Falle p.a.) und flr eine kleine
Fluggesellschaft rund 3.000 Euro (26 Falle p.a.). Der jahrliche Aufwand betragt daher
insgesamt nur noch rund 46 Mio. Euro und verandert sich damit um etwa -8,4 Mio. Euro

p.a.

2) Uberwachungsplan

Der Uberwachungsplan ist einmal je Handelsperiode zu erstellen bzw. anzupassen und
stellt damit eine laufende Verpflichtung dar. Daher andert sich in diesem Fall die Periodizi-
tat.

Betroffen sind von der Erstellung 1.840 Anlagen sowie 75 Fluggesellschaften (192 Falle
p.a.). Darlber hinaus werden 10 Neuanlagen geschatzt. Diese saldieren sich nicht mit still
gelegten Anlagen. Letztere haben vor Beginn der Handelsperiode einen Uberwachungs-
plan vorgelegt, selbst wenn sie in der Handelsperiode still gelegt wurden. Der Aufwand ist
mit dem Aufwand der 3. Handelsperiode vergleichbar.

Daneben sind bei wesentlichen Anderungen Anpassungen im Uberwachungsplan vorzu-
nehmen. Betroffen sind etwa 180 Falle p.a.

Im Vergleich zur dritten Handelsperiode verandert sich der Erflllungsaufwand um
-180.000 Euro p.a.

3) kostenlose Zuteilung

In der vierten Handelsperiode erhalten Kraftwerke, die ausschliellich Strom erzeugen, die
Berechtigungen nicht mehr kostenlos zugeteilt. Die Fallzahl reduziert sich insoweit um
153 auf 1.687. Unverandert bleibt, dass diese Zuteilung ein Antragsverfahren bedingt.

Die Zuteilung erfolgt fur 5 Jahre. D.h. innerhalb der 10-jahrigen Handelsperiode ist mit
zwei Zuteilungsverfahren zu rechnen(337 Falle pro Jahr). Dazu kommen 10 Neuanlagen

p.a.



Drucksache 387/18 -6-

Die Aufwandsabschatzung andert sich im Vergleich zur dritten Handelsperiode im Einzel-
fall und in der Fallgruppenbildung. Es wird mit einfachen Zuteilungen (ein Zuteilungsele-
ment) und komplexen Zuteilungen (mehrere Zuteilungselemente) gerechnet. Mit anderen
Worten erhalten Anlagen, die nur ein Produkt herstellen, fur das es einen Produkt-
Benchmark gibt, nur eine Zuteilung; bei mehreren Produkten kdnnen es mehrere Einzel-

zuteilungen /mehrere Zuteilungselemente sein.

Durch die EU-weit vorgegebenen Zuteilungsregelungen reduziert sich zudem der Auf-
wand nach Einschatzung des Ressorts um etwa 50% im Vergleich zur dritten Handelspe-
riode. Diese Reduzierung fult darauf, dass fur die kostenlose Zuteilung die Produktions-
mengen der Jahre 2014-2018 bekannt sein mussen. Diese Daten sind bereits vollstandig
an die DEHSt Ubermittelt. Insoweit beschrankt sich der Aufwand auf Datenerhebungen
zur Aktualisierung von Benchmarks bei mehreren Zuteilungselementen.

Im Ergebnis andern sich die Einzelfallaufwande auf rund 9.000 Euro (komplexer Fall, 133
Falle p.a.), rund 4.000 Euro (einfacher Fall, 204 Falle p.a.), rund 2.000 Euro (Neuanlagen,
10 Falle p.a.). Insgesamt verandert sich der Erfullungsaufwand im Vergleich zur dritten
Handelsperiode um etwa -1 Mio. Euro p.a.

4) Mitteilung zum Betrieb

Die Produktionsmenge ist bisher einmal jahrlich der DEHSt mitzuteilen. Die geanderte
Emissionshandelsrichtlinie sieht zwar vor, dass die Zuteilung bei einem Anstieg oder
Rickgang der Produktionsmenge starker als bisher angepasst werden soll (dynamische
Allokation). Dies wird aber nur die Verwaltung ab dem Jahr 2021 betreffen (Uberpriifung
von Amts wegen). Zudem ist das Verfahren durch einen delegierten Rechtsakt noch zu
konkretisieren. Fur die Wirtschaft &ndert sich daher nur die Tatsache, dass die Mitteilun-
gen zusammen mit dem Emissionsbericht von einem Sachverstandigen zu verifizieren
sind. Im Einzelfall werden Kosten von etwa 500 Euro angenommen. Bei 1.687 Anlagen
p.a. erhéht sich daher der Erfullungsaufwand um etwa 840.000 Euro p.a.

5) Privilegierung von Kleinemittenten

Durch die Schaffung einer Ermachtigungsgrundlage, per Rechtsverordnung Privilegien
und Erleichterungen fur Kleinemittenten zu schaffen, kbnnen KMU je nach Ausgestaltung

weiter entlastet werden.
Verwaltung (Bund)

Fir den Bund andert sich der Erfullungsaufwand durch geanderte Fallzahlen (Anla-
genanderung bzw. Periodizitat). Der Einzelfallaufwand wurde bei der DEHSt Uber eine
Organisationsuntersuchung ermittelt. Der Aufwand betragt fur die

e Prifung der Emissionsberichte: 6,3 Stunden (-34 Falle p.a.),
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e Prifung Uberwachungsplan (Anpassung/Anderung): 8/4 Stunden (-52/+155 Félle),
e Zuteilung (Bestands-/Neuanlagen): 43,6/13,9 Stunden (+122/-43 Falle),

e Prifung Mitteilung zum Betrieb: 1,5 Stunden (-34 Falle)

e Verwaltung des Registerkontos: 2,7 Stunden (+139 Félle).

Der Aufwand fur die dynamische Allokation wird erst mit Vorliegen des delegierten
Rechtsakts abschatzbar sein und im Rahmen der nationalen Umsetzung des Rechtsaktes
quantifiziert. Derzeit kommt es hierfiir noch nicht zu einer Anderung des Arbeitsaufwands.

Die Personalkosten gemal Leitfaden verteilen sich fir die insgesamt 136 Stunden p.a.
gleichmalig auf den mittleren, gehobenen und hoheren Dienst. Zusatzlich werden noch
pauschale Sachkosten angesetzt, so dass sich der Aufwand um etwa 13.000 Euro p.a. im
Zeitraum 2021-2030 erhoht.

I.2 Weitere Kosten

1) Verwaltungsverfahren/Geblhren

Im Zeitraum der vierten Handelsperiode wird der Gebuhrenrahmen fir Widerspruchsver-
fahren Uber Zuteilungsentscheidungen von 2.000 Euro auf 4.000 Euro erhéhen. Die Pra-
xis hat nach Angaben des Ressorts gezeigt, dass der Bearbeitungsaufwand deutlich
hoher liegt als fur den bisherigen Gebuhrenrahmen veranschlagt. Fur die Verwaltung
eines Personen- oder Handlerkontos wird der Gebihrenrahmen leicht erhéht (von 400 auf
600 Euro pro Handelsperiode).

Es werden zudem ab dem Jahr 2021 neue Gebuhrentatbestédnde eingefihrt. Dies betrifft:

e die Eroffnung eines Personen- oder Handlerkontos im
EU-Emissionshandelsregister (170 Euro),

e die Umfirmierung eines Kontos (60 Euro) bzw.

o die Anderung eines Kontobevollméachtigten (60 Euro).

2) Kosten des Emissionshandels

Die Senkung der Treibhausgasemissionen der Union soll auch mit Hilfe des Emissions-
handelssystems erzielt werden. Daher wird die Gesamtmenge der Berechtigungen stetig
reduziert. Fur Unternehmen, die am System teilnehmen, werden sich in der neuen Han-
delsperiode 2021-2030 weitere Kosten ergeben, wenn aufgrund der Verringerung der
Emissionsberechtigungen die Preise der Berechtigungen steigen.

Nach Einschatzung des Ressorts hangt die Kostenbelastung der Unternehmen neben
dem Umfang der kostenlosen Zuteilung auch von der Frage ab, ob die Unternehmen die
zusatzlichen CO,-Kosten Uber die Produktpreise weitergeben kénnen.
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Zusammengefasst schatzt das Ressort ein, dass

o flr Kraftwerksbetreiber der Borsenpreis entscheidend ist und es daher nicht zu
nicht abwalzbaren Kosten kommt. Die CO,-Kosten kdnnen aber dazu beitragen,
ineffiziente Anlagen zu verdrangen, was dem Wirkungsmechanismus des Emissi-
onshandels entspricht,

o flr Industriebranchen ein differenziertes Bild vorliege. Unter Bezugnahme auf die
Abschatzungen im Impact Assessment (SWD(2015)135) wird darauf hingewiesen,
dass (mit kostenloser Zuteilung, CO,-Preis von etwa 25 Euro) nur fir wenige In-
dustrie-Branchen teilweise nicht abwalzbare Kosten verbleiben. Allerdings sei die
Datenlage fur diese Abschatzung nicht fiir jede Branche befriedigend gewesen.
Die Kommission schatzt, dass von den acht analysierten Branchen bei fast allen
(bis auf die Zement-Branche) die zusatzlichen CO,- Kosten unterhalb der Grenze
von einem Prozent des Gesamtumsatzes liegen, selbst wenn CO,-Kosten nicht
weitergeben werden kdnnen,

e die Einschatzung der Kommission zur Kostenbelastung in den Industrie-Branchen
die nachfolgenden Verhandlungen zur kostenlosen Zuteilung nicht umfassend be-
rucksichtigen konnte, so dass mit hdheren kostenlosen Zuteilungen (plus 8,5%) zu
rechnen sei,

¢ die Analyse der Branchen keinen Rickschluss zur Kostensituation von Einzelun-
ternehmen zulasse, da hier auch die internationale Wettbewerbssituation zu be-
achten sei.

Das Ressort geht davon aus, dass die unmittelbar oder mittelbar betroffenen Unterneh-
men steigende Kosten flr Emissionsberechtigungen Uber Preiserhhungen weitergeben
werden. Dies sei bisher auch der Fall, so dass sich ein messbarer Unterschied zur dritten
Handelsperiode nur in dem Umfang ergeben werde, wie sich der Preis der Emissionsbe-
rechtigungen verandere und wie sich in der Branche die internationale Wettbewerbssitua-
tion und damit die Einpreisungsmaglichkeit verandere.

M. Ergebnis

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine
Einwande gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsent-

wurf.

Dr. Ludewig Prof. Dr. Versteyl
Vorsitzender Berichterstatterin



	389vor
	387texthö
	0387-18_Anlage

